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2 2 3 . Urkunde über die Abänderung der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation.
2 2 4 . Übereinkommen (Nr. 80) über die teilweise Abänderung der von der Allgemeinen Konferenz der Inter-

nationalen Arbeitsorganisation auf ihren ersten achtundzwanzig Tagungen angenommenen Übereinkommen
zur Sicherstellung der künftigen Durchführung gewisser Kanzleiaufgaben, die in diesen Übereinkommen
dem Generalsekretär des Völkerbundes übertragen waren, und zur Aufnahme bestimmter zusätzlicher Ab-
änderungen, die sich durch die Auflösung des Völkerbundes und die Abänderung der Verfassung der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation als notwendig erwiesen haben.

2 2 5 . Übereinkommen (Nr. 81) über die Arbeitsaufsicht im Gewerbe und Handel.
2 2 6 . Übereinkommen zwischen der österreichischen Bundesregierung und der italienischen Regierung über den

erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr für Personen, Reisegepäck und Güter zwischen österreichischen
Bahnhöfen nördlich der Staatsgrenze bei der Station Brenner (Brennero) und österreichischen Bahnhöfen
östlich der Staatsgrenze bei der Station Innichen (San Candido) über Italien.

2 2 7 . Übereinkommen zwischen der österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Republik Italien zur
Regelung des erleichterten Straßendurchgangsverkehrs zwischen Nordtirol und Osttirol über italienisches Gebiet

228. Luftverkehrsabkommen zwischen der österreichischen Bundesregierung und der Regierung der Niederlande.

Nachdem die in Genf anläßlich der Dreißigsten Tagung der Internationalen Arbeitskonferenz
am 24. Juni .1947 abgegebene Erklärung des österreichischen Vertreters über den Beitritt Österreichs
zur Urkunde über die Abänderung der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation 1946
(Instrument for the Amendment of the Constitution of the International Labour Organisation, 1946 —
Instrument pour l'Amendement de la Constitution de l'Organisation Internationale du Travail, 1946)
sowie zur Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation, abgeänderte Fassung (The Constitution
of the International Labour Organisation, amended Text — Constitution de l'Organisation Inter-
nationale du Travail, Texte amendé), welch Urkunde also lautet:

Übersetzung:

Urkunde über die Abände-
rung der Verfassung der In-
ternationalen Arbeitsorgani-

sation.

Die Allgemeine Konferenz
der Internationalen Arbeits-
organisation, die vom Verwal-
tungsrate des Internationalen
Arbeitsamtes nach Montreal
einberufen wurde und am
19. September 1946 zu ihrer
neunundzwanzigsten Tagung
zusammengetreten ist,

hat beschlossen, gewisse An-
träge anzunehmen auf Abände-
rung der Verfassung der Inter-
nationalen, Arbeitsorganisation,
eine Frage, die zum zweiten
Gegenstand ihrer Tagesordnung
gehört.
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Die Konferenz nimmt heute,
am 9. Oktober 1946, die fol-
gende Urkunde über die Abän-
derung der Verfassung der In-
ternationalen Arbeitsorganisa-
tion an, die als Urkunde von
1946 über die Abänderung der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation bezeichnet
wird:

Artikel 1

Vom Tage des Inkrafttretens
dieser Abänderungsurkunde gilt
die Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation, deren
gegenwärtig geltender Wortlaut
in der ersten Spalte der Beilage
zu dieser Urkunde wiedergege-
ben ist, in der in der zweiten
Spalte dieser Beilage enthaltenen
Fassung.*)

Artikel 2

Zwei maßgebende Ausferti-
gungen dieser Abänderungsur-
kunde werden vom Präsidenten
der Konferenz und vom Gene-
raldirektor des Internationalen
Arbeitsamtes unterzeichnet. Eine
Ausfertigung wird im Archiv
des Internationalen Arbeitsamtes
hinterlegt, die andere dem
Generalsekretär der Vereinigten
Nationen zur Eintragung nach
Artikel 102 der Charter der Ver-
einten Nationen eingehändigt.
Der Generaldirektor stellt jedem
Mitglied der Internationalen. Ar-
beitsorganisation eine beglau-
bigte Abschrift dieser Urkunde
zu.

Artikel 3

1. Jede förmliche Ratifikation
oder Annahme dieser Abände-
rungsurkunde ist dem General-
direktor des Internationalen
Arbeitsamtes mitzuteilen, der

*) Im folgenden Anhang werden nur
der abgeänderte, nunmehr geltende
englische, französische und deutsche
Text der Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation wiedergege-
ben.
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seinerseits die Mitglieder der Or-
ganisation davon in Kenntnis
setzt.

2. Diese Abänderungsurkunde
tritt nach den Bestimmungen des
Artikels 36 der Verfassung der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation in Kraft.

3. Sobald diese Urkunde in
Kraft tritt, setzt der General-
direktor des Internationalen
Arbeitsamtes alle Mitglieder der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation, den Generalsekretär der
Vereinten Nationen und alle
Staaten, welche die Charter der
Vereinten Nationen Unter-
zeichnet halben, davon in Kennt-
nis.

Anhang

Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation

Abgeänderte Fassung

Präambel

Der Weltfriede kann auf die
Dauer nur auf sozialer Gerech-
tigkeit aufgebaut werden.

Nun bestehen aber Arbeits-
bedingungen, die für eine große
Anzahl von Menschen mit soviel
Ungerechtigkeit, Elend und Ent-
behrungen verbunden sind, daß
eine Unzufriedenheit entsteht,
die den Weltfrieden und die
Welteintracht gefährdet. Eine
Verbesserung dieser Bedingun-
gen ist dringend erforderlich,
zum Beispiel durch folgende
Maßnahmen: Regelung der Ar-
beitszeit; einschließlich Festset-
zung einer Höchstdauer des Ar-
beitstages und der Arbeitswoche,
Regelung des Arbeitsmarktes,
Verhütung der Arbeitslosigkeit,
Gewährleistung eines zur Be-
streitung des Lebensunterhaltes
angemessenen Lohnes, Schutz
der Arbeitnehmer gegen allge-
meine und Berufskrankheiten
sowie gegen Betriebsunfälle,
Schutz der Kinder, Jugendlichen
und Frauen, Vorsorge für Alter
und Invalidität, Schutz der In-
teressen der im Auslande be-
schäftigten Arbeitnehmer, An-
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erkennung des Grundsatzes:
„Gleiche Arbeit — gleicher
Lohn", Anerkennung des Grund-
satzes der Vereinigungsfreiheit,
Regelung des beruflichen und
technischen Unterrichtes und
ähnliche Maßnahmen.

Auch würde die Nichtein-
führung wirklich menschenwür-
diger Arbeitsbedingungen durch
ein Volk die Bemühungen ande-
rer Völker um Verbesserung des
Loses der Arbeitnehmer in ihren
Ländern hemmen.

Aus allen diesen Gründen und
zur Verwirklichung der in dieser
Präambel aufgestellten Ziele
stimmen die Hohen Vertrag-
schließenden Teile, geleitet so-
wohl von den Gefühlen der Ge-
rechtigkeit und Menschlichkeit
wie auch von dem Wunsche,
einen dauernden Weltfrieden zu
sichern, der nachstehenden Ver-
fassung der Internationalen Ar-
beitsorganisation zu:

Kapitel I — Organisation

Artikel 1

1. Es wird eine ständige Or-
ganisation geschaffen, die be-
rufen ist, an der Verwirklichung
des in der Präambel zu dieser
Verfassung sowie in der am
10. Mai 1944 in Philadelphia an-
genommenen und als Beilage
dieser Verfassung beigegebenen
Erklärung über die Ziele und
Aufgaben der Internationalen
Arbeitsorganisation dargelegten
Planes zu arbeiten.

2. Mitglieder der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation sind
die Staaten, die am 1. November
1945 Mitglieder der Organisa-
tion waren, und alle anderen
Staaten, die nach den Bestim-
mungen der Absätze 3 und 4
dieses Artikels Mitglieder wer-
d e n .

3. Alle ursprünglichen Mit-
glieder der Vereinten Nationen
und alle von der Generalver-
sammlung nach den Bestimmun-
gen der Charter als Mitglied zu-
gelassenen Staaten können Mit-
glieder der Internationalen Ar-
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beitsorganisation werden, indem
sie in einer Mitteilung an den
Generaldirektor dies Internatio-
nalen Arbeitsamtes in aller Form
die sich aus der Verfassung der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion ergebenden Verpflichtungen
anerkennen.

4. Die allgemeine Konferenz
der Internationalen Arbeitsor-
ganisation kann auch durch Be-
schluß einer Mehrheit von zwei
Dritteln der an der Tagung an-
wesenden Delegierten, einschließ-
lich von zwei Dritteln der an-
wesenden und an der Abstim-
mung teilnehmenden Regie-
rungsvertreter, Mitglieder in die
Organisation aufnehmen. Diese
Aufnahme wird rechtswirksam,
sobald die Regierung des neuen
Mitgliedes in einer Mitteilung
an den Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes in
aller Form die sich aus der Ver-
fassung der Internationalen
Arbeitsorganisation ergebenden
Verpflichtungen anerkennt.

5. Kein Mitglied der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
kann aus dieser austreten, ohne
zuvor seine Absicht dem Gene-
raldirektor des Internationalen
Arbeitsamtes bekanntgegeben zu
haben. Eine solche Erklärung .
wird rechtswirksam zwei Jahre
nach dem Tag, an dem sie dem
Generaldirektor zugegangen ist,
vorausgesetzt, daß das Mitglied
in diesem Zeitpunkt alle sich aus
seiner Mitgliedschaft ergebenden
finanziellen Verpflichtungen er-
füllt hat. Wenn ein Mitglied ein
internationales Arbeitsüberein-
kommen ratifiziert hat, so wer-
den während der in dem Über-
einkommen vongesehenen Zeit-
spanne die sich aus dem Über-
einkommen ergebenden oder
darauf bezüglichen Verpflichtun-
gen durch diesen Austritt nicht
berührt.

6. Hat ein Staat aufgehört,
Mitglied der Organisation zu
sein, so gelten für seine Wieder-
aufnahme als Mitglied die Be-
stimmungen der Absätze 3 und 4
dieses Artikels.
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Artikel 2

Die ständige Organisation
umfaßt:

a) eine Allgemeine Konferenz
von Delegierten der Mit-
glieder;

b) einen nach Artikel 7 zu-
sammengesetzten Verwal-
tungsrat;

c) ein Internationales Arbeits-
amt unter der richtungge-
benden Aufsicht des Ver-
waltungsrates.

Artikel 3

1. Die Allgemeine Konferenz,
von Delegierten der Mitglieder
hält je nach Bedarf, aber min-
destens einmal jährlich, ihre Ta-
gungen ab. Sie setzt sich aus je
vier Delegierten eines jeden Mit-
gliedes zusammen. Von diesen
sind zwei Regierungsvertreter;
von den zwei anderen vertritt
je einer die Arbeitgeber und die
Arbeitnehmer eines jeden Mit-
gliedes.

2. Jedem Delegierten können
technische Berater beigegeben
werden. Ihre Zahl darf höch-
stens zwei für jeden einzelnen
Gegenstand betragen, der auf
der Tagesordnung der Konfe-
renz steht. Sind Fragen, die be-
sonders Frauen angehen, auf der
Konferenz zu erörtern, so soll
wenigstens eine der als techni-
sche Berater bezeichneten Per-
sonen weiblichen Geschlechtes
sein.

3. Jedes Mitglied, das für
die internationalen Beziehungen
außerhalb des Mutterlandes ge-
legener Gebiete verantwortlich
ist, kann als zusätzliche tech-
nische Berater jedem seiner
Delegierten beigeben :

a) Personen, die es als Wort-
führer eines solchen Gebie-
tes für gewisse in den Zu-
ständigkeitsbereich der Be-
hörden dieses Gebietes fal-
lende Fragen bezeichnet;

b) Personen, die es als Berater
seiner Delegierten bezeich-
net für Fragen, die Gebiete
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ohne Selbstregierung be-
treffen.

4. Handelt es sich um ein der
gemeinsamen Hoheit von zwei
oder mehr Mitgliedern unter-
stehendes Gebiet, so können den.
Delegierten dieser Mitglieder
Berater beigegeben werden.

5. Die Mitglieder verpflichten
sich, diejenigen Delegierten und
technischen Berater, die nicht
Regierungsvertreter sind, im
Einverständnis mit den maß-
gebenden Berufsverbänden der
Arbeitgeber und der Arbeit-
nehmer des betreffenden Landes
zu bezeichnen, vorausgesetzt, daß
solche Verbände bestehen.

6. Die technischen Berater
dürfen nur auf Antrag des Dele-
gierten, dem sie beigeordnet
sind, und mit besonderer Ge-
nehmigung des Präsidenten der
Konferenz das Wort ergreifen.
An den Abstimmungen nehmen
sie nicht teil.

7. Ein Delegierter kann durch
eine an den Präsidenten gerich-
tete schriftliche Mitteilung einen
seiner technischen Berater als
seinen Stellvertreter bezeichnen;
der Stellvertreter kann in dieser
Eigenschaft an den Beratungen
und Abstimmungen teilnehmen.

8. Die Namen der Delegierten
und ihrer technischen Berater
werden dem Internationalen
Arbeitsamt durch die Regierung
eines jeden Mitgliedes mitgeteilt.

9. Die Vollmachten der Dele-
gierten und ihrer technischen Be-
rater werden von der Konferenz
geprüft; diese kann mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln der
von den anwesenden Delegierten
abgegebenen Stimmen die Zulas-
sung eines jeden Delegierten
oder technischen Beraters ableh-
nen, der nach ihrer Auffassung
nicht gemäß den Bestimmungen
dieses Artikels ernannt worden
ist.

Artikel 4.

1. Jeder Delegierte hat das
Recht, unabhängig für seine
Person über alle der Konferenz
unterbreiteten Fragen abzustim-
men.
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2. Sollte ein Mitglied die ihm
zustehende Ernennung eines
Delegierten unterlassen, der
nicht Regierungsvertreter ist,
so hat der andere Delegierte, der
nicht Regierungsvertreter ist,
zwar das Recht, an den Beratun-
gen der Konferenz teilzunehmen,
jedoch hat er kein Stimmrecht.

3. Lehnt die Konferenz kraft
der ihr durch Artikel 3 übertra-
genen, Befugnis die Zulassung
eines Delegierten eines der Mit-
glieder ab, so sind die Bestim-
mungen dieses Artikels so an-
zuwenden, als ob der betreffen-
de Delegierte nicht ernannt wor-
den wäre.

Artikel 5

Die Tagungen der Konferenz
finden, sofern die Konferenz
nicht schon selbst auf einer frü-
heren Tagung eine Entscheidung
getroffen hat, an dem vom Ver-
waltungsrate bestimmten Orte
statt.

Artikel 6

Zu jeder Verlegung des Sitzes
des Internationalen Arbeits-
amtes bedarf es eines Beschlusses
der Konferenz, der mit einer
Mehrheit von zwei Dritteln der
von den anwesenden. Delegierten
abgegebenen Stimmen gefaßt
werden muß.

Artikel 7

1. Der Verwaltungsrat setzt
sich zusammen aus zweiund-
dreißig Personen, und zwar:

sechzehn Personen als Vertre-
ter der Regierungen,

acht Personen als Vertreter
der Arbeitsgeber,

acht Personen als Vertreter
der Arbeitnehmer.

2. Von den sechzehn die Re-
gierungen vertretenden Personen
werden acht durch die Mitglieder
ernannt, denen wirtschaftlich die
größte Bedeutung zukommt,
und acht durch die Mitglieder,
die zu diesem Zwecke von den
zur Konferenz abgeordneten
Regierungsvertretern unter Aus-
schluß der Vertreter der er-
wähnten acht Mitglieder bezeich-
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net. worden sind. Unter den
sechzehn Mitgliedern, die vertre-
ten sind, müssen sich sechs außer-
europäische Staaten befinden.

3. Der Verwaltungsrat stellt,
sooft sich ein Bedürfnis ergibt,
fest, welchen Mitgliedern wirt-
schaftlich die größte Bedeutung
zukommt, und stellt Regeln auf,
nach denen ein unparteiischer
Ausschuß alle Fragen bezüglich
der Bezeichnung der Mitglieder,
denen wirtschaftlich die größte
Bedeutung zukommt, zu prüfen
hat, bevor der Verwaltungsrat
darüber entscheidet. Über jeden
Einspruch eines Mitgliedes gegen
die Feststellung des Verwal-
tungsrates, welchen Mitgliedern
wirtschaftlich die größte Bedeu-
tung zukommt, entscheidet die
Konferenz; doch hat ein an die
Konferenz gerichteter Einspruch
keine aufschiebende Wirkung
auf den Beschluß, solange die
Konferenz keine Entscheidung
getroffen hat.

4. Die Personen, welche die
Arbeitgeber vertreten, und die
Personen, welche die Arbeitneh-
mer vertreten, werden von den
Arbeitgebervertretern, bezie-
hungsweise von den Arbeitneh-
mervertretern auf der Konferenz
gewählt. Zwei Vertreter der Ar-
beitgeber und zwei Vertreter
der Arbeitnehmer müssen außer-
europäischen Ländern ange-
hören.

5. Die Amtsdauer der Mitglie-
der des Verwaltungrates beträgt
drei Jahre. Finden aus irgend-
einem Grunde nach Ablauf
dieser Zeitspanne keine Neu-
wahlen statt, so bleibt der Ver-
waltungsrat im Amt, bis Neu-
wahlen stattfinden.

6. Das Verfahren bei der Be-
setzung erledigter Sitze, die Be-
zeichnung von Stellvertretern
und andere Fragen ähnlicher Art
können, vorbehältlich der Zu-
stimmung der Konferenz, vom
Verwaltungsrate geregelt wer-
den.
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7. Der Verwaltungsrat wählt
aus seiner Mitte einen Präsiden-
ten und zwei Vizepräsidenten.
Von diesen Personen muß einer
ein Regierungsvertreter sein und
von den beiden andern je einer
ein Vertreter der Arbeitgeber
und der Arbeitnehmer.

8. Der Verwaltungsrat stellt
seine Geschäftsordnung auf. Er
bestimmt den Zeitpunkt seines
Zusammentritts. Eine besondere
Tagung ist jedesmal abzuhalten,
wenn mindestens zwölf Mitglie-
der des Verwaltungsrates schrift-
lich einen entsprechenden An-
trag stellen.

Artikel 8

1. An der Spitze des Inter-
nationalen Arbeitsamtes steht
ein Generaldirektor; er wird
durch den Verwaltungsrat er-
nannt, empfängt von ihm seine
Anweisungen und ist ihm gegen-
über sowohl für den Geschäfts-
gang als auch für die Erfüllung
aller anderen ihm etwa anver-
trauten Aufgaben verantwort-
lich.

2. Der Generaldirektor oder
sein Vertreter wohnen allen Sit-
zungen des Verwaltungsrates
bei.

Artikel 9

1. Das Personal des Interna-
tionalen Arbeitsamtes wird nach
den vom Verwaltungsrat ge-
billigten Regeln vom General-
direktor angestellt.

2. Soweit es mit der gebotenen
Rücksicht auf die Erziehung
möglichst guter Arbeitsleistun-
gen vereinbar ist, hat sich die
vom Generaldirektor zu tref-
fende Wahl auf Personen ver-
schiedener Staatsangehörigkeit
zu erstrecken.

3. Eine Anzahl dieser Personen
muß weiblichen Geschlechtes
sein.

4. Die Amtsobliegenheiten des
Generaldirektors und des Per-
sonals sind ausschließlich inter-
nationaler Art. Bei der Erfüllung
ihrer Amtspflichten darf weder
der Generaldirektor noch das
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Personal Weisungen von einer
Regierung oder einer anderen
Behörde außerhalb der Organi-
sation einholen oder entgegen-
nehmen. Sie haben sich jeder
Handlung zu enthalten, die mit
der Stellung ausschließlich der
Organisation verantwortlicher
internationaler Beamten unver-
einbar ist.

5. Jedes Mitglied der Organi-
sation verpflichtet sich, den aus-
schließlich internationalen Cha-
rakter der Amtsobliegenheiten
des Generaldirektors und des
Personals zu achten und sich
jedes Versuches, sie bei der
Erfüllung ihrer Aufgabe zu
beeinflussen, zu enthalten.

Artikel 10

1. Die Tätigkeit des Inter-
nationalen Arbeitsamtes umfaßt
die Sammlung und Weiterleitung
aller Mitteilungen über alle
Fragen, die für die internatio-
nale Regelung der Lebens- und
Arbeitsverhältnisse der Arbeit-
nehmer Bedeutung haben, sowie
namentlich die Bearbeitung der
Fragen, die der Konferenz zum
Zwecke des Abschlusses inter-
nationaler Abmachungen unter-
breitet werden sollen, und die
Durchführung aller von der
Konferenz oder vom Verwal-
tungsrate etwa besonders ange-
ordneten Untersuchungen.

2. Vorbehältlich der vom
Verwaltungsrate aufgestellten
Richtlinien hat das Amt:

a) die Unterlagen zu den ver-
schiedenen Gegenständen
der Tagesordung der Ta-
gungen der Konferenz vor-
zubereiten;

b) den Regierungen auf
Wunsch, soweit es dazu in
der Lage ist, jede zweck-
dienliche Hilfe bei der Vor-
bereitung von Gesetzen
und Verordnungen auf
Grund der Beschlüsse der
Konferenz und zur Ver-
vollkommung der Ver-
waltungspraxis und der
Aufsichtsdienste zu leisten;

c) die Obliegenheiten zu er-
füllen, die ihm nach den
Bestimmungen dieser Ver-
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fassung bezüglich der wirk-
samen Einhaltung der
Übereinkommen zufallen;

d) in den vom Verwaltungs-
rat zweckdienlich erachteten
Sprachen Veröffentlichun-
gen zu verfassen und
herauszugeben, die Wirt-
schafts- und Arbeitsfragen
von internationalem Inter-
esse behandeln.

3. Überhaupt hat es alle son-
stigen Befugnisse und Obliegen-
heiten, die ihm die Konferenz
oder der Verwaltungsrat nach
Ermessen überträgt.

Artikel 11
Die Ministerien der Mitglieder,

in deren Zuständigkeit die Ar-
beitstagen fallen, können mit
dem Generaldirektor durch Ver-
mittlung des Vertreters ihrer
Regierung im Verwaltungsrate
des Internationalen Arbeitsamtes
oder in Ermangelung eines sol-
chen Vertreters durch Vermitt-
lung eines andern dazu geeigne-
ten, von der beteiligten Regie-
rung damit beauftragten Beam-
ten unmittelbaren Geschäfts-
verkehr unterhalten.

Artikel 12

1. Die Internationale Arbeits-
organisation wird in den durch
diese Verfassung gezogenen
Grenzen mit jeder allgemeinen
internationalen Organisation
zusammenarbeiten, die betraut
ist, die Tätigkeit internationaler
Organisationen des öffentlichen
Rechtes, die Sonderaufgaben zu
erfüllen haben, in Einklang zu
bringen, sowie mit den inter-
nationalen Organisationen des
öffentlichen Rechtes, die auf ver-
wandten Gebieten Sonderauf-
gaben zu erfüllen haben.

2. Die Internationale Arbeits-
organisation kann in geeigneter
Weise den Delegierten der inter-
nationalen Organisationen des
öffentlichen Rechtes Gelegenheit
geben, ohne Stimmrecht an
ihren Beratungen teilzunehmen.

3. Die Internationale Arbeits-
organisation kann alle zweck-
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dienlichen Maßnahmen treffen,
um nach Ermessen anerkannte
nichtstaatliche Organisationen
einschließlich der internationalen
Vereinigungen der Arbeitgeber,
der Arbeitnehmer, der Land-
wirte und der Genossenschafter
zu Rate zu ziehen.

Artikel 13

1. Die Internationale Arbeits-
organisation kann mit den
Vereinten Nationen über Fi-
nanz- und Budgetfragen die
zweckmäßig erscheinenden Ver-
einbarungen treffen.

2. Bis zum Abschlusse solcher
Vereinbarungen, oder falls in
irgendeinem Zeitpunkte keine
solchen Vereinbarungen in Kraft
sind, gilt folgendes:

a) Jedes Mitglied trägt die
Reise- und Aufenthalts-
kosten seiner Delegierten
und ihrer technischen Be-
rater sowie seiner Vertreter,
die an den Tagungen der
Konferenz oder des Ver-
waltungsrates teilnehmen.

b) Alle andern Kosten des
Internationalen Arbeits-
amtes sowie der Tagungen
der Konferenz und des Ver-
waltungsrates werden vom
Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes aus
dem allgemeinen Kredite
der Internationalen Arbeits-
organisation bestritten.

c) Die Bestimmungen über
die Genehmigung des Bud-
gets der Internationalen
Arbeitsorganisation sowie
über die Festsetzung und
die Einziehung der Beiträge
werden! von der Konferenz
durch Beschluß einer Mehr-
heit von zwei Dritteln der
von den anwesenden Dele-
gierten abgegebenen Stim-
men aufgestellt. Darin ist
vorzusehen, daß das Budget
und die Regelung für die
Aufteilung der Kosten auf
die Mitglieder durch einen
Ausschuß von Regierungs-
vertretern zu genehmigen
sind.
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3. Die Kosten der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation gehen
zu Lasten der Mitglieder nach
der auf Grund des Absatzes 1
oder des Absatzes 2, c, dieses
Artikels geltenden Vereinbarun-
gen.

4. Ein Mitglied der Organi-
sation, das mit der Zahlung
seines Beitrages zu den Kosten
der Organisation im Rückstand
ist, kann an den Abstimmungen
der Konferenz, des Verwaltungs-
rates oder eines Ausschusses
sowie an den Wahlen zum Ver-
waltungsrates nicht teilnehmen,
wenn die rückständigen Zahlun-
gen den von ihm für die letzten
beiden vollen Jahre geschuldeten
Beitrag erreichen oder über-
steigen. Die Konferenz kann
jedoch mit einer Mehrheit von
zwei Dritteln der von den an-
wesenden Delegierten abgege-
benen Stimmern ein solches Mit-
glied ermächtigen, an der Ab-
stimmung teilzunehmen, wenn
sie feststellt, daß das Versäumnis
auf Umstände zurückzuführen
ist, die vom Willen des Mit-
gliedes unabhängig sind.

5. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes ist
dem Verwaltungsrate für die
Verwendung der Mittel der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation verantwortlich.

Kapitel II — Verfahren

Artikel 14

1. Der Verwaltungsrat be-
stimmt die Tagesordnung der
Tagungen der Konferenz; dabei
prüft er alle Vorschläge, die von
der Regierung eines Mitgliedes,
von einem der in Artikel 3 be-
zeichneten maßgebenden Ver-
bände oder von einer internatio-
nalen Organisation des öffent-
lichen Rechtes hiezu gemacht
werden.

2. Der Verwaltungsrat stellt
Regeln auf, die eine gründliche
technische Vorbereitung und
eine angemessene Zurateziehung
der hauptsächlich beteiligten
Mitglieder durch eine vor-
bereitende technische Konferenz
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oder auf andere zweckdienliche
Weise vor der Annahme eines
Übereinkommens oder einer
Empfehlung durch die Konfe-
renz sicherstellen.

Artikel 15

1. Der Generaldirektor ver-
sieht das Amt des General-
sekretärs der Konferenz; er hat
die Tagesordnung jeder Tagung
vier Monate vor deren Eröff-
nung allen Mitgliedern und durch
ihre Vermittlung den Dele-
gierten, die nicht Regierungs-
vertreter sind, nach ihrer Er-
nennung zugehen zu lassen.

2. Die Berichte über die ein-
zelnen Gegenstände der Tages-
ordnung sind den Mitgliedern
so zeitig zuzustellen, daß diese
sie vor der Konferenz aus-
reichend prüfen können. Der
Verwaltungsrat stellt für diesen
Zweck Regeln auf.

Artikel 16

1. Die Regierung eines jeden
Mitgliedes hat das Recht,
gegen die Aufnahme eines oder
mehrerer der vorgesehenen Ge-
genstände in die Tagesordnung
der Konferenz Einspruch zu er-
heben. Der Einspruch ist in einer
Denkschrift zu begründen, die
an den Generaldirektor zu rich-
ten und von ihm den Mit-
gliedern der Organisation mit-
zuteilen ist.

2. Die beanstandeten Gegen-
stände bleiben trotzdem auf der
Tagesordnung, wenn die Kon-
ferenz mit einer Mehrheit vom
zwei Dritteln der von den an-
wesenden Delegierten abge-
gebenen Stimmen so beschließt.

3. Jede Frage, deren Prüfung
die Konferenz außerhalb des
im vorigen Absatz vorgesehenen
Verfahrens ebenfalls mit Zwei-
drittelmehrheit beschließt, ist
auf die Tagesordnung der
folgenden Tagung zu setzen.



954 Stück 48, Nr. 223.

Artikel 17

1. Die Konferenz wählt einem
Präsidenten und drei Vize-
präsidenten. Zu Vizepräsidenten
ist je ein Regierungsvertreter,
ein Vertreter der Arbeitgeber
und ein Vertreter der Arbeit-
nehmer zu wählen. Die Konfe-
renz stellt ihre Geschäftsord-
nung auf; sie kann Ausschüsse
einsetzen, die über alle von ihr
als prüfungsbedürftig erachteten
Fragen zu berichten haben.

2. Die einfache Mehrheit der
von den anwesenden Mitgliedern
der Konferenz abgegebenen
Stimmen ist entscheidend, es sei
denn, daß eine größere Mehr-
heit ausdrücklich durch andere
Artikel dieser Verfassung oder
durch ein Übereinkommen oder
andere Rechtsnormen, die der
Konferenz Befugnisse übertragen,
oder durch die auf Grund des
Artikels 13 angenommenen Ver-
einbarungen über Finanz- und
Budgetfragen vorgesehen ist.

3. Die Abstimmung ist un-
gültig, wenn die Zahl der ab-
gegebenen Stimmen geringer ist
als die Hälfte der an der Tagung
der Konferenz teilnehmenden
Delegierten.

Artikel 18

Die Konferenz kann den von
ihr eingesetzten Ausschüssen
Sachverständige mit beratender,
aber nicht beschließender Stim-
me beigeben.

Artikel 19

1. Erklärt sich die Konferenz
für die Annahme von Anträgen,
die einen Gegenstand der Tages-
ordnung betreffen, so hat sie
zu bestimmen, ob diese An-
träge die Form erhalten sollen
a) eines internationalen Über-
einkommens oder b) einer Emp-
fehlung, wenn sich der behan-
delte Gegenstand nicht, oder
unter einem bestimmten Ge-
sichtspunkte nicht, für die
sofortige Annahme eines Über-
einkommens eignet.

2. In beiden Fällen, zur An-
nahme sowohl eines Überein-
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kommens als auch einer
Empfehlung, bedarf es in der
Endabstimmung der Konferenz
einer Mehrheit von zwei Drit-
teln der Stimmen der anwesen-
den Delegierten.

3. Bei Aufstellung eines Über-
einkommens oder einer Empfeh-
lung von allgemeiner Geltung
hat die Konferenz auf diejenigen
Länder Rücksicht zu nehmen, in
denen das Klima, die unvoll-
kommene Entwicklung der wirt-
schaftlichen Organisation oder
andere Sonderumstände die Ver-
hältnisse der Wirtschaft wesent-
lich abweichend gestalten. Sie hat
in solchen Fällen die Abände-
rungen vorzuschlagen, die sie
angesichts der besonderen Ver-
hältnisse dieser Länder für not-
wendig erachtet.

4. Zwei Ausfertigungen des
Übereinkommens oder der Emp-
fehlung werden vom Präsidenten
der Konferenz und vom
Generaldirektor hinterzeichnet.
Eine Ausfertigung wird im Ar-
chiv des Internationalen Arbeits-
amtes hinterlegt, die andere dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen eingehändigt. Der
Generaldirektor übermittelt
jedem Mitglied eine beglaubigte
Abschrift des Übereinkommens
oder der Empfehlung.

5. Für ein Übereinkommen
gelten die folgenden Bestim-
mungen:

a) Das Übereinkommen wird
allen Mitgliedern im Hin-
blick auf seine Ratifikation
mitgeteilt.

b) Jedes Mitglied verpflichtet
sich, spätestens ein Jahr
nach Schluß der Tagung der
Konferenz (oder, wenn dies
infolge außergewöhnlicher
Umstände innerhalb eines
Jahres unmöglich sein sollte,
sobald es angängig ist, aber
unter keinen Umständen
später als achtzehn Monate
nach Schluß der Tagung der
Konferenz) das Überein-
kommen der zur Entschei-
dung berufenen Stelle oder
den zur Entscheidung be-
rufenen Stellen zum Zwecke
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der Verwirklichung durch
die Gesetzgebung oder
zwecks sonstiger Maßnah-
mein zu unterbreiten.

c) Die Mitglieder setzen den
Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes
von den Maßnahmen in
Kenntnis, die sie gemäß
diesem Artikel getroffen
haben, um das Überein-
kommen der zur Entschei-
dung berufenen Stelle oder
den zur Entscheidung be-
rufenen Stellen zu unter-
breiten; dabei erteilen sie
ihm alle Auskünfte über die
Steile oder die Stellen, die
als zur Entscheidung be-
rufen erachtet sind, und
über deren Entscheidungen.

d) Das Mitglied, das die Zu-
stimmung der zur Ent-
scheidung berufenen Stelle
oder der zur Entscheidung
berufenen Stellen erlangt
hat, setzt den General-
direktor von seiner förm-
lichen Ratifikation des
Übereinkommens in Kennt-
nis und trifft die zur
Durchführung der Bestim-
mungen des Überein-
kommens erforderlichen
Maßnahmen.

e) Findet ein Übereinkommen
nicht die Zustimmung der
zur Entscheidung berufenen
Stelle oder der zur Ent-
scheidung berufenen Stellen,
so hat das Mitglied keine
weitere Verpflichtung; nur
muß es in angemessenen
Zeitabständen, wie der Ver-
waltungsrat entscheidet,
dem Generaldirektor des
Internationalen Arbeits-
amtes Bericht erstatten über
den Stand seiner Gesetz-
gebung und seine Praxis in
der Frage, die den Gegen-
stand des Übereinkommens
bildet, wobei anzugeben ist,
in welchem Umfange den
einzelnen Bestimmungen
des Übereinkommens durch
die Gesetzgebung, durch
Verwaltungsanordnungen,
durch Tarifverträge oder
auf andere Weise Rechnung
getragen worden ist oder
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Rechnung getragen werden
soll, und die Schwierigkeiten
darzulegen sind, welche die
Ratifikation des Überein-
kommens verhindern oder
verzögern.

6. Für eine Empfehlung gelten
die folgenden Bestimmungen:

a) Die Empfehlung wird allen
Mitgliedern zur Prüfung im
Hinblick auf ihre Verwirk-
lichung durch die Landes-
gesetzgebung oder auf an-
dere Weise mitgeteilt.

b) Jedes Mitglied verpflichtet
sich, spätestens ein Jahr
nach Schluß der Tagung
der Konferenz (oder, wenn
dies infolge außergerwöhn-
licher Umstände innerhalb
eines Jahres unmöglich sein
sollte, sobald es angängig
ist, aber unter keinen Um-
ständen später als achtzehn
Monate nach Schluß der
Tagung der Konferenz) die
Empfehlung der zur Ent-
scheidung berufenden Stelle
oder den zur Entscheidung
berufenen Stellen zum
Zwecke der Verwirklichung
durch die Gesetzgebung
oder zwecks sonstiger Maß-
nahmen zu unterbreiten..

c) Die Mitglieder setzen den
Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes
von den Maßnahmen in
Kenntnis, die sie gemäß
diesem Artikel getroffen
haben, um die Empfehlung
der zur Entscheidung be-
rufenen Stelle oder den zur
Entscheidung berufenen
Stellen zu unterbreiten;
dabei erteilen sie ihm alle
Auskünfte über die Stelle
oder die Stellen, die als zur
Entscheidung berufen er-
achtet sind, und über deren
Entscheidungen.

d) Außer der Verpflichtung,
die Empfehlung der zur
Entscheidung berufenen
Stelle oder den zur Ent-
scheidung berufenen Stellen
zu unterbreiten, haben die
Mitglieder keine weitere
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Verpflichtung; nur müssen
sie in angemessenen Zeit-
abständen, wie der Ver-
waltungsrat entscheidet,
dem Generaldirektor des
Internationalen Arbeits-
amtes Bericht erstatten über
den Stand ihrer Gesetz-
gebung und ihre Praxis in
der Frage, die den Gegen-
stand der Empfehlung bil-
det, wobei anzugeben ist,
in welchem Umfange den
einzelnen Bestimmungen
der Empfehlung Rechnung
getragen worden ist oder
Rechnung getragen werden
soll, und die Abänderungen
dieser Bestimmungen zu
bezeichnen sind, die sich als
notwendig erwiesen haben
oder als notwendig er-
weisen können, um die An-
nahme oder Anwendung
der Empfehlung zu ermög-
lichen.

7. Handelt es sich um einen
Bundesstaat, so gelten die fol-
genden Bestimmungen:

a) Im Falle von Überein-
kommen und Empfehlun-
gen, für welche die Bundes-
regierung nach ihrem Ver-
fassungssystem eine Bundes-
maßnahme für angebracht
erachtet, sind die Verpflich-
tungen des Bundesstaates
dieselben wie die Ver-
pflichtungen der Mitglieder,
die nicht Bundesstaaten sind.

b) Im Falle von Überein-
kommen und Empfehlungen,
für welche die Bundes-
regierung nach dem gel-
tenden Verfassungssystem
eine Maßnahme der Glied-
staaten, der Provinzen oder
der Kantone für eher ange-
bracht erachtet, hat diese
Regierung:

I. im Einklang mit ihrer
Verfassung und den
Verfassungen der von
der Frage berührten
Gliedstaaten, Provinzen
oder Kantone wirksame
Vereinbarungen zu tref-
fen, damit diese Über-
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einkommen oder Emp-
fehlungen spätestens
achtzehn Monate nach
Schluß der Tagung der
Konferenz den berufe-
nen Stellen des Bundes,
der Gliedstaaten, der
Provinzen oder der Kan-
tone unterbreitet wer-
den im Hinblick auf den
Erfaß von Maßnahmen
gesetzgeberischer oder
anderer Art;

II. vorbehaltlich der Zu-
stimmung der Regie-
rungen der Gliedstaaten,
der Provinzen oder der
Kantone, Maßnahmen
zur Veranstaltung eines
regelmäßigen Meinungs-
austausches zwischen den
Bundesbehörden einer-
seits und den Behörden
der Gliedstaaten, der
Provinzen oder der
Kantone andererseits zu
treffen, um ein gemein-
sames Vorgehen inner-
halb des Bundesstaates
herbeizuführen zur Ver-
wirklichung der Bestim-
mungen dieser Überein-
kommen und Empfeh-
lungen;

III. den Generaldirektor des
Internationalen Arbeits-
amtes von den Maß-
nahmen in Kenntnis zu
setzen, die sie nach
diesem Artikel getrof-
fen hat, um diese Über-
einkommen und Emp-
fehlungen den berufenen
Stellen des Bundes, der
Gliedstaaten, der Pro-
vinzen oder der Kan-
tone zu unterbreiten,
wobei sie ihm alle Aus-
künfte erteilt über die
als zuständig erachteten
Stellen und über deren
Entscheidungen;

IV. im Fall eines jeden
dieser Übereinkommen,
das sie nicht ratifiziert
hat, in angemessenen
Zeitabständen, wie der
Verwaltungsrat ent-
scheidet, dem General-
direktor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes Be-
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richt zu erstatten über
den Stand der Gesetz-
gebung und die Praxis
des Bundes und seiner
Gliedstaaten, der Pro-
vinzen oder Kantone
in der Frage, die den
Gegenstand des Über-
einkommens bildet, wo-
bei anzugeben ist, in
welchem Umfange den
einzelnen Bestimmungen
des Übereinkommens
durch die Gesetzgebung,
durch Verwaltungsan-
ordnungen, durch Tarif-
verträge oder auf andere
Weise Rechnung getra-
gen worden ist oder
Rechnung getragen
werden soll;

V. im Falle einer jeden
dieser Empfehlungen in
angemessenen Zeitab-
ständen, wie der Ver-
waltungsrat entscheidet,
dem Generaldirektor
des Internationalen Ar-
beitsamtes Bericht zu
erstatten über den Stand
der Gesetzgebung und
die Praxis des Bundes
und seiner Gliedstaaten,
der Provinzen oder Kan-
tone in der Frage, die
den Gegenstand der
Empfehlung bildet, wo-
bei anzugeben ist, in
welchem Umfange den
einzelnen Bestimmungen
der Empfehlung Rech-
nung getragen worden
ist oder Rechnung ge-
tragen werden soll, und
die Abänderungen dieser
Bestimmungen zu be-
zeichnen sind, die sich
als notwendig erwiesen
haben oder als notwen-
dig erweisen können,
um die Annahme oder
Anwendung der Emp-
fehlung zu ermöglichen.

8. In keinem Fall ist die An-
nahme eines Übereinkommens
oder einer Empfehlung durch die
Konferenz oder die Ratifikation
eines Übereinkommens durch
ein Mitglied so auszulegen, als
würde dadurch ein Gesetz, ein
Rechtsspruch, ein Brauch oder
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ein Abkommen berührt, die den
beteiligten Arbeitnehmern gün-
stigere als die in dem Überein-
kommen oder in der Empfehlung
vorgesehenen Bedingungen
sichern.

Artikel 20

Jedes so ratifizierte Überein-
kommen wird vom General-
direktor des Internationalen
Arbeitsamtes dem Generalsekre-
tär der Vereinten Nationen
zur Eintragung nach den Be-
stimmungen des Artikels 102
der Charter der Vereinten
Nationen mitgeteilt, bindet aber
nur die Mitglieder, die es rati-
fiziert haben.

Artikel 21

1. Vereinigt ein Entwurf eines
Übereinkommens in der end-
gültigen Gesamtabstimmung
nicht die Mehrheit von zwei
Dritteln der von den anwesen-
den Delegierten abgegebenen
Stimmen auf sich, so steht es den
Mitgliedern der ständigen Or-
ganisation, die dies wünschen,
frei, ein Sonderübereinkommen
mit dem gleichen Inhalte abzu-
schließen.

2. Jedes so abgeschlossene
Übereinkommen ist durch die
beteiligten Regierungen dem
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes und dem
Generalsekretär der Vereinten
Nationen zur Eintragung nach
Artikel 102 der Charter der Ver-
einten Nationen mitzuteilen.

Artikel 22

Jedes Mitglied verpflichtet
sich, dem Internationalen Ar-
beitsamt jährlich einen Bericht
über seine Maßnahmen zur
Durchführung der Überein-
kommen, dienen es beigetreten
ist, vorzulegen. Die Form dieser
Berichte bestimmt der Verwal-
tungsrat; sie müssen die von ihm
geforderten Einzelheiten ent-
halten.

Artikel 23

1. Der Generaldirektor legt
der nächstfolgenden Tagung der
Konferenz einen zusammen-
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fassenden Auszug aus den ihm
von den Mitgliedern auf Grund
der Artikel 19 und 22 über-
mittelten Auskünfte und Be-
richte vor.

2. Jedes Mitglied stellt den
für die Zwecke des Artikels 3 als
maßgebend anerkannten Verbän-
den eine Abschrift der dem
Generaldirektor auf Grund der
Artikel 19 und 22 übermittelten
Auskünfte und Berichte zu.

Artikel 24

Richtet ein Berufsverband von
Arbeitnehmern oder Arbeit-
gebern an das Internationale
Arbeitsamt eine Beschwerde,
daß ein Mitglied die Durch-
führung eines von ihm ange-
nommenen Übereinkommens
nicht in befriedigender Weise
sichergestellt habe, so kann der
Verwaltungsrat sie der betref-
fenden Regierung übermitteln
und diese Regierung einladen,
sich in einer ihr geeignet er-
scheinenden Weise zur Sache zu
äußern.

Artikel 25

Geht von der betreffenden
Regierung innerhalb angemes-
sener Frist keine Erklärung ein,
oder hält der Verwaltungsrat
die erhaltene Erklärung nicht für
befriedigend, so hat er das Recht,
die Beschwerde und gegebenen-
falls die Antwort zu veröffent-
lichen.

Artikel 26

1. Jedes Mitglied kann beim
Internationalen Arbeitsamt Kla-
ge gegen ein anderes Mitglied
einreichen, das nach seiner An-
sicht die Durchführung eines
von beiden Teilen gemäß den
vorstehenden Artikeln ratifizier-
ten Übereinkommens nicht in
befriedigender Weise sicherstellt.

2. Der Verwaltungsrat kann,
wenn er es für angebracht hält,
sich mit der Regierung, gegen



Stück 48, Nr. 223. 963

die sich die Klage richtet, auf die
in Artikel 23 bezeichnete Weise
in Verbindung setzen, bevor er
einen Untersuchungsausschuß
nach dem weiter unten ange-
gebenen Verfahren mit der An-
gelegenheit betraut.

3. Hält es der Verwaltungsrat
nicht für nötig, der betreffenden
Regierung die Klage mitzuteilen,
oder geht auf seine Mitteilung
nicht binnen angemessener Frist
eine befriedigende Antwort ein,
so kann er einen Untersuchungs-
ausschuß einsetzen, der die
strittige Frage zu prüfen und
darüber zu berichten hat.

4. Das gleiche Verfahren kann
vom Verwaltungsrat entweder
von Amts wegen oder auf
Grund der Klage eines zur
Konferenz abgeordneten Dele-
gierten eingeschlagen werden.

5. Kommt eine auf Grund
des Artikels 25 oder des Ar-
tikels 26 aufgeworfene Frage vor
den Verwaltungsrat, so hat die
betreffende Regierung, falls sie
nicht schon im Verwaltungsrate
vertreten ist, das Recht, einen
Beauftragten zur Teilnahme an
den Beratungen des Verwaltungs-
rates in dieser Angelegenheit zu
ernennen. Der für die Verhand-
lungen bestimmte Zeitpunkt
ist der betreffenden Regierung
rechtzeitig mitzuteilen.

Artikel 27

Wird nach Artikel 26 eine
Klage vor einen Untersuchungs-
ausschuß verwiesen, so ist jedes
Mitglied verpflichtet, mag es un-
mittelbar an der Klage beteiligt
sein oder nicht, dem Ausschuß
zum Klagegegenstand alle Auf-
schlüsse zu geben, über die es
verfügt.

Artikel 28

Nach eingehender Prüfung der
Klage verfaßt der Untersuchungs-
ausschuß einen Bericht, worin er
seinen Befund über sämtliche
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Tatfragen niederlegt, die für
den Streitfall von Bedeutung
sind. Auch soll er darin Maß-
nahmen vorschlagen, deren
Durchführung der Klage Rech-
nung tragen soll, unter Angabe
einer Frist für diese Durch-
führung.

Artikel 29

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
teilt den Bericht des Unter-
suchungsausschusses dem Ver-
waltungsrat und jeder an dem
Streitfall beteiligten Regierung
mit und veranlaßt seine Ver-
öffentlichung.

2. Jede dieser Regierungen hat
dem Generaldirektor des inter-
nationalen Arbeitsamtes binnen
drei Monaten mitzuteilen ob
sie die im Berichte des Aus-
schusses enthaltenen Vorschläge
annimmt oder nicht, und falls
sie diese nicht annimmt, ob sie
den Streitfall dem Internatio-
nalen Gerichtshof zu unter-
breiten wünscht.

Artikel 30

Ergreift ein Mitglied bezüg-
lich eines Übereinkommens oder
einer Empfehlung die in Ar-
tikel 19, Absatz 5 b, 6 b oder
7 b I, vorgesehenen Maßnahmen
nicht, so hat jedes andere Mit-
glied das Recht, den Verwal-
tungsrat anzurufen. Findet der
Verwaltungsrat, daß das Mitglied
die vorgesehenen Maßnahmen
nicht getroffen hat, so berichtet
er darüber an die Konferenz.

Artikel 31

Die Entscheidung des Inter-
nationalen Gerichtshofes über
eine Klage oder eine ihm nach
Artikel 29 unterbreitete Streit-
frage ist endgültig.

Artikel 32

Der Befund und die etwaigen
Vorschläge des Untersuchungs-
ausschusses können vom Inter-
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nationalen Gerichtshof bestätigt,
abgeändert oder aufgehoben
werden,.

Artikel 33

Befolgt ein Mitglied inner
halb der vorgeschriebenen Frist
die im Berichte des Unter-
suchungsausschusses oder in der
Entscheidung des Internatio-
nalen Gerichtshofes etwa ent-
haltenen Vorschläge nicht, so
kann der Verwaltungsrat der
Konferenz die ihm zur Sicher-
stellung der Ausführung dieser
Vorschläge zweckmäßig erschei-
nenden Maßnahmen empfehlen.

Artikel 34

Die schuldig befundene Regie-
rung kann jederzeit den Ver-
waltungsrat davon in Kenntnis
setzen, daß sie die nötigen Maß-
nahmen getroffen hat, um ent-
weder den Vorschlägen des
Untersuchungsausschusses oder
denen, die in der Entscheidung
des Internationalen Gerichts-
hofes niedergelegt sind, Folge
zu leisten, und sie kann den
Verwaltungsrat ersuchen, einen
Untersuchungsausschuß zur
Nachprüfung ihrer Angaben ein-
setzen zu lassen. In diesem Falle
finden die Bestimmungen der
Artikel 26, 27, 28, 29, 30 und 31
Anwendung. Fällt der Bericht
des Untersuchungsausschusses
oder die Entscheidung des Inter-
nationalen Gerichtshofes zu-
gunsten der schuldig befundenen
Regierung aus, so hat der Ver-
waltungsrat unverzüglich die
Einstellung der auf Grund des
Artikels 33 getroffenen Maß-
nahmen zu empfehlen.

Kapitel III — Allgemeine Vor-
schriften

Artikel 35

1. Die Mitglieder verpflichten
sich, die von ihnen ratifizierten
Übereinkommen, entsprechend
den Bestimmungen dieser Ver-
fassung, auf die außerhalb des
Mutterlandes gelegenen Gebiete,
deren internationale Beziehun-
gen sie wahrnehmen, anzuwen-
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den, einschließlich aller Gebiete
unter Treuhänderschaft, deren
Verwaltung ihnen übertragen
ist, es sei denn, daß die in dem
Übereinkommen behandelten
Fragen im den Zuständigkeits-
bereich der Behörden des Ge-
bietes fallen oder daß das Über-
einkommen auf die örtlichen
Verhältnisse unanwendbar ist,
sowie vorbehaltlich der für die
Anpassung der Übereinkommen
an die örtlichen Verhältnisse
etwa notwendigen Abänderun-
gen.

2. Jedes Mitglied, das ein
Übereinkommen ratifiziert, hat
sobald wie möglich nach der
Ratifikation dem General-
direktor des Internationalen
Arbeitsamtes eine Erklärung zu
übermitteln, die angibt, wie
weit es sich für die anderen als
die nachstehend in den Ab-
sätzen 4 und 5 behandelten Ge-
biete verpflichtet, die Bestim-
mungen des Übereinkommens
anzuwenden, und die alle in
dem Übereinkommen vorge-
schriebenen Angaben enthält.

3. Jedes Mitglied, das auf
Grund des vorausgehenden Ab-
satzes eine Erklärung abgegeben
hat, kann in gewissen Zeitab-
ständen, entsprechend den Be-
stimmungen des Übereinkom-
mens, eine neue Erklärung ab-
geben, die den Inhalt jeder
früheren Erklärung abändert
und Aufschluß über die Lage
der im vorausgehenden Absatz
bezeichneten Gebiete gibt.

4. Fallen die in dem Überein-
kommen behandelten Fragen in
den Zuständigkeitsbereich der
Behörden eines außerhalb des
Mutterlandes gelegenen Gebietes,
so hat das für die internatio-
nalen Beziehungen dieses Ge-
bietes verantwortliche Mitglied
das Übereinkommen sobald wie
möglich der Regierung dieses
Gebietes mitzuteilen, damit sie
gesetzgeberische oder andere
Maßnahmen treffen kann. Später
kann das Mitglied im Einver-
nehmen mit der Regierung dieses
Gebietes dem Generaldirektor
des Internationalen Arbeitsamtes
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eine Erklärung abgeben, durch
die es die Verpflichtungen aus
dem Übereinkommen im Namen
dieses Gebietes ubernimmt.

5. Eine Erklärung, die Ver-
pflichtungen aus einem Überein-
kommen aus übernehmen, kann
dem Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes abge-
geben werden:

a) von zwei oder mehr Mit-
gliedern der Organisation
für ein ihrer gemeinsamen
Hoheit unterstelltes Gebiet;

b) von jeder internationalen
Behörde, die auf Grund der
Bestimmungen der Charter
der Vereinten Nationen
oder einer anderen für ein
bestimmtes Gebiet gelten-
den Bestimmung für die
Verwaltung dieses Gebietes
verantwortlich ist.

6. Mit der Übernahme der
Verpflichtungen aus einem Über-
einkommen nach den Absätzen
4 und 5 sind die sich aus den
Bestimmungen des Überein-
kommens ergebenden Ver-
pflichtungen sowie die nach den
Bestimmungen der Verfassung
der Organisation für die ratifi-
zierten Übereinkommen gelten-
den Verpflichtungen im Namen
des in Betracht stehenden Ge-
bietes zu übernehmen. Jede Er-
klärung eine solche Verpflich-
tung einzugehen, kann die Ab-
änderungen bezeichnen, die not-
wendig sind, um das Überein-
kommen den örtlichen Ver-
hältnissen anzupassen.

7. Jedes Mitglied und jede
internationale Behörde, die eine
Erklärung auf Grund der Ab-
sätze 4 und 5 dieses Artikels
abgegeben haben, können in
gewissen Zeitabständen, ent-
sprechend den Bestimmungen
des Übereinkommens, eine neue
Erklärung abgeben, die den In-
halt jader früheren Erklärung
abändert oder die Übernahme
der Verpflichtungen aus dem
Übereinkommen im Namen des
in Betracht stehenden Gebietes
kündigt.

8. Werden die Verpflichtungen
aus einem Übereinkommen
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nicht im Namen eines unter
Absatz 4 oder Absatz 5 dieses
Artikels fallenden Gebietes
übernommen, so ist von dem
Mitglied, den Mitgliedern oder
der internationalen Behörde dem
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes Bericht zu
erstatten über die Gesetzgebung
und die Praxis dieses Gebietes
in den im Übereinkommen be-
handelten Fragen, wobei anzu-
geben ist, in welchem Umfang
durch die Gesetzgebung, durch
Verwaltungsanordnungen, durch
Tarifverträge oder auf andere
Weise den einzelnen Bestimmun-
gen des Übereinkommens Rech-
nung getragen worden ist oder
Rechnung getragen werden soll,
und die Schwierigkeiten darzu-
legen sind, welche die Ratifi-
kation des Übereinkommens
verhindern, oder verzögern.

Artikel 36

Abänderungen an dieser Ver-
fassung, die von der Konferenz
mit einer Mehrheit von zwei
Dritteln der Stimmen der anwe-
senden, Delegierten beschlossen
worden sind, treten in Kraft,
sobald zwei Drittel der Mit-
glieder der Organisation sie rati-
fiziert oder angenommen haben.
Dabei müssen diese zwei Drittel
fünf der acht Mitglieder ein-
schließen, die im Verwaltungs-
rat als Mitglieder vertreten sind,
denen nach Artikel 7, Absatz 3,
dieser Verfassung wirtschaftlich
die größte Bedeutung zukommt.

Artikel 37

1. Alle Streitfragen und
Schwierigkeiten in der Auslegung
dieser Verfassung und der später
von den Mitgliedern auf Grund
dieser Verfassung abgeschlossenen
Übereinkommen unterliegen der
Entscheidung des Internatio-
nalen Gerichtshofes.

2. Ungeachtet der Bestimmun-
gen des Absatzes 1 dieses Ar-
tikels kann der Verwaltungsrat
Regeln aufstellen und der Kon-
ferenz zur Genehmigung vor-
legen für die Schaffung eines
Gerichtes zur raschen Erledigung
jeder sich bei der Auflegung
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eines Übereinkommens ergeben-
den Frage oder Schwierigkeit,
die dem Gericht vom Ver-
waltungsrat oder nach den Be-
stimmungen dieses Überein-
kommens unterbreitet werden
kann. Jedes auf Grund dieses
Artikels geschaffene Gericht ist
an alle rechtswirksamen Urteile
und Rechtsgutachten des Inter-
nationalen Gerichtshofes gebun-
den. Jeder von einem solchen
Gericht gefällte Spruch ist den
Mitgliedern der Organisation be-
kanntzugeben und jede Stellung-
nahme der Mitglieder zu dem
Spruch der Konferenz vorzu-
legen.

Artikel 38

1. Die Internationale Arbeits-
organisation kann die regio-
nalen Konferenzen einberufen
und die regionalen Ämter schaf-
fen, die ihr für die Verwirk-
lichung ihrer Ziele und Zwecke
nützlich erscheinen.

2. Über die Befugnisse, die
Aufgaben und das Verfahren der
regionalen Konferenzen stellt
der Verwaltungsrat Regeln auf
und legt sie der Allgemeinen
Konferenz zur Bestätigung vor.

Kapitel IV — Verschiedene Vor-
schriften.

Artikel 39

Die Internationale Arbeits-
organisation besitzt die volle
Rechtspersönlichkeit; vor allem
ist sie fähig:

a.) Verträge abzuschließen;
b) bewegliches und unbeweg-

liches Eigentum zu erwer-
ben und darüber zu ver-
fügen;

c) als Prozeßpartei aufzutreten.

Artikel 40

1. Die Internationale Arbeits-
organisation genießt auf dem
Gebiet eines jeden ihrer Mit-
glieder die Vorrechte und Im-
munitäten, die zur Erreichung
ihrer Ziele notwendig sind.

2. Die zur Konferenz abgeord-
neten Delegierten, die Mitglieder
des Verwaltungsrates sowie der
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Generaldirektor und die Beam-
ten des Internationalem Arbeits-
amtes genießen ebenfalls die
Vorrechte und Immunitäten,
deren sie zu einer völlig unab-
hängigen Ausübung ihrer Amts-
obliegenheiten in Verbindung
mit der Organisation bedürfen.

3. Die nähere Regelung dieser
Vorrechte und dieser Immuni-
täten wird den Gegenstand eines
Sonderabkommens bilden, das
von der Organisation im Hin-
blick auf dessen Annahme durch
die Mitgliedstaaten vorzuberei-
ten ist.

Anhang
Erklärung über die Ziele und
Zwecke der Internationalen Ar-

beitsorganisation.

Die allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation, die in Philadelphia zu
ihrer 26. Tagung zusammenge-
treten ist, nimmt heute, am
10. Mai 1944, die vorliegende
Erklärung an über die Ziele und
Zwecke der Internationalen Ar-
beitsorganisation und über die
Grundsätze, von denen sich die
Politik ihrer Mitglieder sollte
leiten lassen.

I

Die Konferenz bekennt sich
aufs neue zu den hauptsächlichen
Grundsätzen, auf die sich die
Organisation stützt. Sie lauten:

a) Die Arbeit ist keine Ware.

b) Die freie Meinungsäuße-
rung und die Vereinigungs-
freiheit sind unumgängliche
Voraussetzungen eines steti-
gen Fortschrittes.

c) Die Armut bildet überall,
wo sie besteht, eine Gefahr
für den allgemeinen Wohl-
stand.

d)Der Kampf gegen die Not
ist unermüdlich und mit
dem Einsatz aller Kräfte zu
führen, sowohl innerhalb
jeder einzelnen Nation als
auch international durch
ständige gemeinschaftliche
Bemühungen, wobei die
Vertreter der Arbeitnehmer
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und der Arbeitgeber in
gleichberechtigter Zusam-
menarbeit mit den Ver-
tretern der Regierungen an
freien Aussprachen und
demokratisch gefaßten. Be-
schlüssen zur Förderung des
allgemeinen Wohls teil-
nehmen.

II

Die Konferenz ist davon über-
zeugt, daß die Erfahrung die
Richtigkeit der in der Verfas-
sung der Internationalen Ar-
beitsorganisation enthaltenen
Erklärung voll erwiesen hat, wo-
nach ein dauerhafter Friede nur
auf der Grundlage der sozialen
Gerechtigkeit errichtet werden
kann, und bestätigt deshalb:

a) Alle Menschen, ohne An-
sehen ihrer Rasse, ihres
Glaubens oder ihres Ge-
schlechtes, haben das Recht,
an ihrem materiellen Fort-
schritt und ihrer geistigen
Entwicklung in Freiheit
und Würde, wirtschaftlich
gesichert und unter gleichen
Erfolgsmöglichkeiten zu
arbeiten.

b) Die Schaffung der hiezu
notwendigen Voraussetzun-
gen muß das Hauptziel
aller nationalen und inter-
nationalen Politik sein.

c) Alle nationalen und inter-
nationalen Aktionspro-
gramme und Maßnahmen,
hauptsächlich auf wirt-
schaftlichem und finan-
ziellem Gebiet, sind unter
diesem Gesichtspunkte zu
beurteilen und nur so weit
gutzuheißen, wie sie geeig-
net erscheinen, die Er-
reichung dieses hauptsäch-
lichen Zweckes zu begün-
stigen, nicht aber zu
hemmen.

d) Es ist Sache der Inter-
nationalen Arbeitsorgani-
sation, alle internationalen
Aktionsprogramme und
Maßnahmen wirtschaft-
licher und finanzieller Art
im Lichte dieses hauptsäch-
lichen Zweckes zu prüfen
und zu erwägen.
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e)Bei Erfüllung der ihr an-
vertrauten Aufgaben kann
die Internationale Arbeits-
organisation, nachdem sie
alle maßgebenden wirt-
schaftlichen und finanziellen
Umstände berücksichtigt
hat, in ihre Beschlüsse und
Empfehlungen, alle ihr an-
gemessen erscheinenden Be-
stimmungen, aufnehmen.

III

Die Konferenz anerkennt
die feierliche Verpflichtung der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation, bei den v e r s c h i e d e n e n
Nationen der Erde die Ver-
wirklichung von Programmen
mit folgenden Zwecksetzungen
zu unterstützen:

a) Vollbeschäftigung und Ver-
besserung der Lebenshal-
tung;

b) Beschäftigung der Arbeit-
nehmer mit einer Tätig-
keit, die ihnen die Genug-
tuung bietet, ihre Fähig-
keiten und Kenntnisse in
vollem Umfang anzuwen-
den und am besten zum all-
gemeinen Wohl beitragen
zu können;

c) Verfolgung dieses Zieles
durch Schaffung vom Aus-
bildungsmöglichkeiten und
durch Maßnahmen, die ge-
eignet sind, die Versetzung
von Arbeitnehmern zu be-
günstigen, einschließlich der
Wanderbewegung von Ar-
beitern und Ansiedlern,
wobei allen Beteiligten aus-
reichende Sicherheiten zu
bieten wären;

d) eine Regelung der Löhne
und des Arbeitsverdienstes,
der Arbeitszeit und der
übrigen Arbeitsbedingun-
gen, die jedermann einen
gerechten Anteil an den
Früchten des Fortschrittes
und allen Arbeitnehmern,
die eines solchen Schutzes
bedürfen, den lebens-
notwendigen Mindestlohn
sichert;

e) wirksame Anerkennung des
Rechts zu Kollektivver-
handlungen, Zusammen-
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arbeit zwischen Arbeit-
gebern und Arbeitnehmern
zum Zwecke fortwährender
Verbesserung der Organisa-
tion der Gütererzeugung
und Zusammenwirken von
Arbeitnehmern und Arbeit-
gebern bei der Vorberei-
tung und Durchführung der
Sozial- und Wirtschafts-
politik;

f) Ausdehnung der sozialen
Sicherheitsmaßnahmen, a n
allen ein Grundeinkommen
zu gewährleisten, die einen
solchen Schutz benötigen,
ebenso wie vollständige
ärztliche Betreuung;

g) angemessener Schutz des
Lebens und der Gesundheit
der Arbeitnehmer in allen
Tätigkeitsgebieten;

h) Kinder- und Mütterschutz;

i) Schaffung befriedigender
Ernährung- und Wohnver-
hältnisse sowie ausreichender
Erholungs- und Bildungs-
möglichkeiten;

j) Gewährleistung gleicher
Möglichkeiten in Erziehung
und Beruf.

IV
Die Konferenz ist überzeugt,

daß eine gründlichere und um-
fassendere Nutzung der wirt-
schaftlichen Hilfsquellen der
Erde, die zur Verwirklichung der
in dieser Erklärung aufgezählten
Zwecke notwendig ist, durch
eine wirksame Aktion auf inter-
nationalen und nationalem Bo-
den und namentlich durch Maß-
nahmen gewährleistet werden
kann, die darauf abzielen,
Gütererzeugung und -verbrauch
zu steigern, ernstliche Wirt-
schaftsschwankungen zu ver-
hüten, die wirtschafliche und
soziale Entwicklung der noch
wenig erschlossenen Gebiete
herbeizuführen, eine Festigung
der Weltpreise von Rohstoffen
und Waren zu gewährleisten
und einen ständigen, ausgedehn-
ten Welthandel zu fördern. Die
Konferenz sichert deshalb die
vollständige Mitarbeit der Inter-
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nationalen Arbeitsorganisation
allen internationalen Einrichtun-
gen zu, denen ein Teil der Ver-
antwortung bei dieser großen
Aufgabe wie auch bei der Hebung
des Gesundheits- und Bildungs-
standes sowie der Wohlfahrt
aller Völker anvertraut wird.

V

Die Konferenz bestätigt, daß
die in dieser Erklärung verkün-
deten Grundsätze auf alle Völ-
ker der Erde voll anwendbar
sind und daß, wenn auch in der
Art, wie dies geschieht, das Maß
der sozialen und wirtschaft-
lichen Entwicklung jedes Volkes
gebührend berücksichtigt werden
muß, ihre fortschreitende An-
wendung auf die Völker, die
noch abhängig sind, ebenso wie
auf diejenigen, die den Zustand
der Selbstverwaltung erreicht
halben, für die gesamte Kultur-
welt von Bedeutung ist.

Der vorausgehende Text bil-
det die authentische Fassung der
Urkunde von 1946 über die Ab-
änderung der Verfassung der
Internationalen Arbeitsorgani-
sation, welche die Allgemeine
Konferenz der Internationalen
Arbeitsorganisation am 9. Okto-
ber 1946 in Montreal im Ver-
laufe ihrer neunundzwanzigsten
Tagung ordnungsgemäß ange-
nommen hat.

Der französische und der
englische Wortlaut des Textes
dieser Abänderungsurkunde sind
in gleicher Weise maßgebend.

Dies haben am 1. November
1946 durch ihre Unterschriften
beurkundet:

Der Präsident der Konferenz :

HUMPHREY MITCHELL.

Der Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes :

EDWARD PHELAN.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident diese
Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich deren gewissenhafte
Erfüllung.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister für die
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 10. März 1949.

Der Bundespräsident:
Renner

Der Bundeskanzler:
Figl

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Maisel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Gruber

Die Urkunde über die Abänderung der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation 1946
ist gemäß ihrem Artikel 3, Abs. 2, am 20. April 1948 in Kraft getreten.

Folgende Staaten haben bisher die Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation 1946
ratifiziert, beziehungsweise angenommen:

Äthiopien, Afghanistan, Australien, Belgien, Birma, Bolivien, Brasilien, Canada, Ceylon, China,
Columbien, Dänemark, Dominikanische Republik, Ecuador, Finnland, Frankreich, Griechenland,
Großbritannien, Guatemala, Haiti, Indien, Irak, Iran, Irland, Island, Italien, Libanon, Mexiko,
Neuseeland, Niederlande, Norwegen, Pakistan, Philippinen, Polen, Portugal, Salvador, Schweden,
Schweiz, Siam, Syrien, Südafrikanische Union, Türkei, Venezuela, Vereinigte Staaten von Amerika.

Figl

224.

Der Bundespräsident der Republik Österreich erklärt hiemit, dem am 1. November 1946
in Montreal unterzeichneten Übereinkommen (Nr. SO) über die teilweise Abänderung der von der
Allgemeinen Konferenz der Internationalen Arbeitsorganisation auf ihren ersten achtundzwanzig
Tagungen angenommenen Übereinkommen zur Sicherstellung der künftigen Durchführung gewisser
Kanzleiaufgaben, die in diesen Übereinkommen dem Generalsekretär des Völkerbundes übertragen
waren, und zur Aufnahme bestimmter zusätzlicher Abänderungen, die sich durch die Auflösung
des Völkerbundes und die Abänderung der Verfassung der Internationalen Arbeitsorganisation
als notwendig erwiesen haben, welches also lautet:

(Übersetzung)

Übereinkommen (Nr. 80)
über die teilweise Abände-
rung der von der Allge-
meinen Konferenz der In-
ternationalen Arbeitsorga-
nisation auf ihren ersten
achtundzwanzig Tagungen
angenommenen Überein-
kommen zur Sicherstellung
der künftigen Durchfüh-
rung gewisser Kanzlei-
aufgaben, die in diesen
Übereinkommen dem Ge-
neralsekretär des Völker-
bundes übertragen waren,
und zur Aufnahme be-
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stimmter zusätzlicher Ab-
änderungen, die sich durch
die Auflösung des Völker-
bundes und die Abände-
rung der Verfassung der
Internationalen Arbeits-
organisation als notwendig
erwiesen haben.

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion, die vom Verwaltungsrate
des Internationalen Arbeitsamtes
nach Montreal einberufen wurde
und am 19. September 1946 zu
ihrer neunundzwanzigsten Ta-
gung zusammengetreten ist,

hat beschlossen, gewisse An-
träge anzunehmen, betref-
fend die teilweise Abände-
rung der von der Kon-
ferenz auf ihren ersten
achtundzwanzig Tagungen
angenommenen Überein-
kommen, mit dem Zwecke
die künftige Durchführung
gewisser Kanzleiaufgaben,
die in diesen Überein-
kommen dem General-
sekretär des Völkerbun-
des übertragen waren,
sicherzustellen und be-
stimmte zusätzliche Abän-
derungen darin aufzuneh-
men, die sich durch die Auf-
lösung des Völkerbundes
und die Abänderung der
Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation
als notwendig erwiesen
haben, eine Frage, die zum
zweiten Gegenstand ihrer
Tagesordnung gehört, und
erachtet es für zweckmäßig,
daß diese Anträge die Form
eines internationalen Über-
einkommens erhalten.

Die Konferenz nimmt heute,
am 9. Oktober 1946, das fol-
gende Übereinkommen an, das
als Übereinkommen von 1946
über die Abänderung der Schluß-
artikel bezeichnet wird.

Artikel 1

1. Im "Wortlaut der von der
Internationalen Arbeitskonferenz
im Verlauf ihrer ersten fünf-
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undzwanzig Tagungen angenom-
menen Übereinkommen sind
überall, wo diese verschiedenen
Ausdrücke vorkommen, die
Worte „Generalsekretär des
Völkerbundes" durch die Worte
„Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes", das Wort
„Generalsekretär" durch das
Wort „Generaldirektor" und das
Wort „Sekretariat" durch die
Worte „Internationales Arbeits-
amt" zu ersetzen.

2. Die vom Generaldirektor
des Internationalen Arbeitsamtes
vollzogene Eintragung der Rati-
fikationen von Übereinkommen
und Abänderungen, der Kündi-
gungsakte und Erklärungen, die
in den von der Konferenz im
Verlauf ihrer ersten fünfund-
zwanzig Tagungen angenom-
menen Übereinkommen vorge-
sehen sind, hat in jeder Hin-
sicht dieselbe Rechtswirkung,
wie die Eintragung solcher Rati-
fikationen, Kündigungen und Er-
klärungen durch den General-
sekretär des Völkerbundes ge-
mäß der ursprünglichen Fassung
der genannten Übereinkommen.

3. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
macht dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen zur Ein-
tragung nach Art. 102 der
Charter der Vereinten Nationen
unter Angabe aller Einzelheiten
Mitteilung von sämtlichen Rati-
fikationen, Kündigungsakten und
Erklärungen, die er nach den
durch die vorstehenden Bestim-
mungen dieses Artikels abgeän-
derten Bestimmungen der von
der Konferenz auf ihren ersten
fünfundzwanzig Tagungen an-
genommenen Übereinkommen
eingetragen hat.

Artikel 2

1. Die Worte „des Völker-
bundes" sind im ersten Absatz
der Präambel eines jeden der
von der Konferenz im Verlauf
ihrer ersten achtzehn Tagungen
angenommenen Übereinkommen
zu streichen.
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2. Die Worte „gemäß den Be-
stimmungen des Teiles XIII das
Versailler Vertrages und der ent-
sprechenden Teile der anderen
Friedensverträge" und alle ähn-
lichen Wendungen sind in den
Präambeln der von der Kon-
ferenz im Verlauf ihrer ersten
siebzehn Tagungen angenom-
menen Übereinkommen zu er-
setzen durch die Worte „gemäß
den Bestimmungen der Ver-
fassung der Internationalen Ar-
beitsorganisation".

3. Die Worte „unter den Be-
dingungen des Teiles XIII des
Versailler Vertrages und der
entsprechenden Teile der anderen
Friedensverträge" und alle ähn-
lichen Wendungen sind in allen
Artikeln der on der Konferenz
im Verlauf ihrer ersten fünfund-
zwanzig Tagungen angenomme-
nen Übereinkommen, die diese
Worte oder eine ähnliche Wen-
dung enthalten, zu ersetzen
durch die Worte „unter den
Bedingungen der Verfassung der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion".

4. Die Worte „Artikel 408
des Versailler Vertrages und die
entsprechenden Artikel der an-
deren Friedensverträge" und alle
ähnlichen Wendungen sind in
allen Artikeln der von der Kon-
ferenz im Verlauf ihrer ersten
fünfundzwanzig Tagungen ange-
nommenen Übereinkommen, in
denen sie oder ähnliche. Wen-
dungen vorkommen, zu ersetzen
durch die Worte „Artikel 22 der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation".

5. Die Worte „Artikel 421 des
Versailler Vertrages und die ent-
sprechenden Artikel der anderen
Friedensverträge- und alle ähn-
lichen Wendungen sind in allen
Artikeln der von der Konferenz
im Verlauf ihrer ersten fünfund-
zwanzig Tagungen angenom-
menen Übereinkommen, die diese
Worte oder eine ähnliche Wen-
dung enthalten, zu ersetzen
durch die Worte „Artikel 35 der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation".

6. Die Worte „Entwurf eines
Übereinkommens" sind in der
Präambel der von der Konferenz
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im Verlauf ihrer ersten fünfund-
zwanzig Tagungen angenom-
menen Übereinkommen und in
allen Artikeln, in denen sie vor-
kommen, durch das Wort „Über-
einkommen" zu ersetzen.

7. Der Titel „Direktor" ist in
allen Artikeln der von der Kon-
ferenz auf ihrer achtundzwan-
zigsten Tagung angenommenen
Übereinkommen, in denen vom
Direktor des Internationalen
Arbeitsamtes die Rede ist, durch
das Wort „Generaldirektor" zu
ersetzen.

8. In jedem der von der Kon-
ferenz im Verlauf ihrer ersten
siebzehn Tagungen angenom-
menen Übereinkommen sind in
der Präambel die Worte einzu-
setzen „das als Übereinkommen
über (hier folgt der vom Inter-
nationalen Arbeitsamt zur Be-
zeichnung des betreffenden
Übereinkommens verwendete ab-
gekürzte Titel) bezeichnet
wird".

9. In allen von der Konfe-
renz im Verlauf ihrer ersten
vierzehn Tagungen angenom-
menen Übereinkommen sind
alle nicht bezifferten Absätze
von Artikeln, die mehrere Ab-
sätze umfassen, zu beziffern.

Artikel 3

Jede von einem Mitglied dem
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes nach dem
Tage des Inkrafttretens dieses
Übereinkommens in gültiger
Form mitgeteilte Ratifikation
eines von der Konferenz im
Verlauf ihrer ersten achtund-
zwanzig Tagungen angenom-
menen Übereinkommens gilt
als Ratifikation des betreffen-
den Übereinkommens in der
durch das vorliegende Überein-
kommen abgeänderten Form.

Artikel 4
Zwei Ausfertigungen dieses

Übereinkommens werden vom
Präsidenten der Konferenz und
vom Generaldirektor des Inter-
nationalen Arbeitsamtes unter-
zeichnet. Eine Ausfertigung wird
im Archiv des Internationalen
Arbeitsamtes hinterlegt, die
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andere dem Generalsekretär der
Vereinten Nationen zur Ein-
tragung nach Artikel 102 der
Charter der Vereinten Natio-
nen eingehändigt. Der General-
direktor stellt jedem Mitglied
der Internationalen Arbeits-
organisation eine beglaubigte
Abschrift dieses Übereinkom-
mens zu.

Artikel 5

1. Die förmlichen Ratifika-
tionen dieses Übereinkommens
sind dem Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
mitzuteilen.

2. Das Übereinkommen tritt
mit dem Tag in Kraft, an
welchem dem Generaldirektor
die Ratifikationen von zwei Mit-
gliedern der Internationalen
Arbeitsorganisation zugegangen
sind.

3. Sobald dieses Übereinkom-
men in Kraft tritt sowie später
beim Eingang einer jeden neuen
Ratifikation dieses Überein-
kommens setzt der General-
direktor des Internationalen
Arbeitsamtes alle Mitglieder
der Internationalen Arbeits-
organisation und den General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen hievon in Kenntnis.

4. Mit der Ratifikation die-
ses Übereinkommens anerkennt
jedes Mitglied der Organisation
die Gültigkeit aller in der Zeit
zwischen dem ersten Inkraft-
treten des Übereinkommens und
dem Tag seiner eigenen Ratifi-
kation gemäß dem vorliegenden
Übereinkommen getroffenen
Maßnahmen.

Artikel 6

Alsbald nach dem ersten In-
krafttreten dieses Übereinkom-
mens läßt der Generaldirektor
des Internationalen Arbeitsamtes
zwei Urschriften der amtlichen
Fassung der von der Konferenz
im Verlauf ihrer ersten achtund-
zwanzig Tagungen angenomme-
nen Übereinkommen in dem
durch das vorliegende Überein-
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kommen abgeänderten Wortlaut
anfertigen und versieht sie mit
seiner Unterschrift. Die eine Ur-
schrift wird im Archiv des Inter-
nationalen Arbeitsamtes hinter-
legt, die andere dem General-
sekretär der Vereinten Natio-
nen zur Eintragung nach Ar-
tikel 102 der Charter der Ver-
einten Nationen eingehändigt.
Der Generaldirektor stellt jedem
Mitglied der Organisation eine
beglaubigte Abschrift dieses Tex-
tes zu.

Artikel 7

Ungeachtet irgendwelcher Be-
stimmungen in der von der Kon-
ferenz im Verlauf ihrer ersten
achtundzwanzig Tagungen ange-
nommenen Übereinkommen be-
wirkt die Ratifikation dieses
Übereinkommens durch ein Mit-
glied nicht ohne weiteres die
Kündigung eines jener Überein-
kommen, und das Inkrafttreten
dieses Übereinkommens schließt
neue Ratifikationen der bezeich-
neten Übereinkommen nicht aus.

Artikel 8

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an, wel-
ches das vorliegende Überein-
kommen ganz oder teilweise ab-
ändert, und sieht das neue Über-
einkommen nichts anderes vor,
so gelten folgende Bestimmun-
gen:
a) die Ratifikation des neu-

gefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die Kündi-
gung des vorliegenden Über-
einkommens in sich, voraus-
gesetzt, daß das neugefaßte
Übereinkommen in Kraft
getreten ist;

b) vom Inkrafttreten des neu-
gefaßten Übereinkommens
an kann das vorliegende
Übereinkommen von den
Mitgliedern nicht mehr rati-
fiziert werden.

2. In jedem Falle bleibt das
vorliegende Übereinkommen nach
Form und Inhalt in Kraft für
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die Mitglieder, die dieses, aber
nicht das neugefaßte Überein-
kommen ratifiziert haben.

Artikel 9

Die englische und die franzö-
sische Fassung dieses Überein-
kommens sind in gleicher Weise
authentisch.

Der vorstehende Text ist der
authentische Wortlaut des auf
der neunundzwanzigsten Tagung
der Allgemeinen Konferenz der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion, welche in Montreal statt-
gefunden hat und am neunten
Oktober 1946 für geschlossen
erklärt worden ist, in gehöriger
Weise angenommenen Überein-
kommens.

Zu Urkund dessen haben wir
am ersten November 1946 unsere
Unterschriften beigesetzt:

Der Präsident der Tagung,

Humphrey Mitchell m. p.

Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes,

Edward Phelan m. p.

namens der Republik Österreich beizutreten, und verspricht in deren Namen die gewissenhafte
Erfüllung dieses Übereinkommens.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Beitrittsurkunde vom Bundespräsidenten unterfertigt,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und dem Bundesminister für
die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 10. März 1949.

Der Bundespräsident:

Renner

Der Bundeskanzler:

Figl

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:

Maisel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Gruber
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Die österreichische Beitrittsurkunde zum vorliegenden Übereinkommen wurde gemäß seinem
Artikel 5, Absatz 3, am 31. März 1949 beim Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes
hinterlegt. Der Beitritt Österreichs ist daher gemäß Artikel 5, Absatz 4, am 31. März 1949 wirksam
geworden.

Bisher haben folgende Staaten das Übereinkommen (Nr. 80) ratifiziert:

Äthiopien, Australien, Brasilien, China, Columbien, Dänemark, Dominikanische Republik,
Finnland, Frankreich, Guatemala, Indien, Irak, Irland, Italien, Luxemburg, Mexiko, Neuseeland,
Niederlande, Norwegen, Pakistan, Polen, Schweden, Schweiz, Siam, Südafrikanische Union, Venezuela,
Vereinigtes Königreich von Großbritannien und Nordirland, Vereinigte Staaten von Amerika.

Figl

225.

Nachdem das auf der Dreißigsten Internationalen Arbeitskonferenz in Genf angenommene
Übereinkommen (Nr. 81) über die Arbeitsaufsicht in Gewerbe und Handel, welches also lautet:

Übersetzung:
Übereinkommen (Nr. 81)

über die Arbeitsaufsicht in
Gewerbe und Handel.

Die Allgemeine Konferenz der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion, die vom Verwaltungsrate
des Internationalen Arbeitsamtes
nach Genf einberufen wurde
und am 19. Juni 1947 zu ihrer
30. Tagung zusammengetreten
ist,

hat beschlossen, verschiedene
Anträge anzunehmen, be-
treffend die Arbeitsaufsicht
in Gewerbe und Handel,
eine Frage, die den vierten
Gegenstand ihrer Tagesord-
nung bildet, und hat dabei
bestimmt, daß diese An-
träge die Form eines inter-
nationalen Übereinkommens
erhalten sollen.

Die Konferenz nimmt heute,
am 11. Juli 1947, das folgende
Übereinkommen an, das als
Übereinkommen über die Ar-
beitsaufsicht, 1947, bezeichnet
wird.

Teil I. — Die Arbeitsaufsicht im
Gewerbe.
Artikel 1

Jedes Mitglied der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation, für
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das dieses Übereinkommen in
Kraft ist, hat eine Arbeitsauf-
sicht für die gewerblichen Be-
triebe zu unterhalten.

Artikel 2

1. Die Arbeitsaufsicht für die
gewerblichen Betriebe erfaßt alle
Betriebe, in denen die Aufsichts-
beamten die Durchführung der
gesetzlichen Vorschriften über
die Arbeitsbedingungen und den
Schutz der Arbeitnehmer bei der
Ausführung ihrer Arbeit sicher-
zustellen haben.

2. Die Gesetzgebung kann
von der Anwendung dieses
Übereinkommens die Bergbau-
betriebe und die Verkehrs-
betriebe oder Teile solcher Be-
triebe ausnehmen.

Artikel 3

1. Der Arbeitsaufsicht obliegt

a) die Sicherstellung der
Durchführung der gesetz-
lichen Vorschriften über die
Arbeitsbedingungen und den
Schutz der Arbeitnehmer
bei der Ausführung ihrer
Arbeit, wie der Vorschrif-
ten über Arbeitszeit, Löhne,
Unfallverhütung, Gesund-
heitsschutz und Wohlfahrt,
die Beschäftigung von Kin-
dern und Jugendlichen und
anderer damit in Zusam-
menhang stehender An-
gelegenheiten, soweit die
Aufsichtsbeamten mit der
Sicherstellung der Durch-
führung dieser Vorschriften
betraut sind;

b) die Belehrung der Arbeit-
geber und der Arbeitneh-
mer durch technische Auf-
klärung und Ratschläge
über die wirksamsten Mittel
zur Einhaltung der gesetz-
lichen Vorschriften;

c) die Verständigung der zu-
ständigen Behörde von den
durch die bestehenden ge-
setzlichen Vorschriften nicht
ausdrücklich erfaßten Män-
geln oder Mißbräuchen.
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2. Werden den Aufsichts-
beamten weitere Aufgaben über-
tragen, so dürfen diese sie weder
an der wirksamen Erfüllung
ihrer Hauptaufgaben hindern,
noch das Ansehen und die Un-
parteilichkeit irgendwie gefähr-
den, deren die Aufsichtsbeamten
in ihren Beziehungen zu den
Arbeitgebern und den Arbeit-
nehmern bedürfen.

Artikel 4

1. Soweit es mit den Verwal-
tungsgepflogenheiten des Mit-
gliedes vereinbar ist, hat die
Arbeitsaufsicht der Aufsicht und
Kontrolle durch eine Zentral-
behörde zu unterstehen.

2. In Bundesstaaten kann als
„Zentralbehörde" entweder eine
Bundesbehörde oder eine Zen-
tralbehörde eines Gliedes des
Bundesstaates gelten.

Artikel 5

Die zuständige Behörde hat
geeignete Maßnahmen zu tref-
fen zur Förderung:

a) einer wirksamen Zusam-
menarbeit zwischen den
Dienststellen der Arbeits-
aufsicht einerseits und den
auf ähnlichen Gebieten
tätigen anderen Behörden
und öffentlichen oder pri-
vaten Einrichtungen ander-
seits;

b) der Zusammenarbeit zwi-
schen den Aufsichtsbeamten
sowie den Arbeitgebern
und den Arbeitnehmern
oder deren Verbänden.

Artikel 6

Das Aufsichtspersonal hat aus
öffentlichen Beamten zu beste-
hen, deren Stellung und Dienst-
verhältnisse ihnen Stetigkeit der
Beschäftigung und Unabhängig-
keit von Veränderungen in der
Regierung und von unzulässigen
äußeren Einflüssen verbürgen.

Artikel 7

1. Vorbehaltlich der von der
Gesetzgebung gegebenenfalls vor-
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gesehenen Bedingungen für die
Anstellung im öffentlichen Dien-
ste hat die Anstellung der Auf-
sichtsbeamten ausschließlich auf
Grund der Befähigung der An-
wärter für die Erfüllung ihrer
Aufgaben zu erfolgen.

2. Die Art der Feststellung
dieser Befähigung wird von der
zuständigen Behörde bestimmt.

3. Die Aufsichtsbeamten haben
für die Erfüllung ihrer Auf-
gaben eine geeignete Ausbildung
zu erhalten.

Artikel 8

Zu Aufsichtsbeamten können
sowohl Männer als auch Frauen
bestellt werden. Wenn erforder-
lich, können den männlichen
und den weiblichen Aufsichts-
beamten besondere Aufgaben
zugewiesen werden.

Artikel 9

Jedes Mitglied hat die Mit-
arbeit gründlich befähigter tech-
nischer Sachverständiger und
Fachleute an der Aufsichtstätig-
keit, einschließlich von Fach-
leuten auf den Gebieten der
Heilkunde, des Ingenieurwesens,
der Elektrotechnik und der
Chemie, mittels der notwendigen
Maßnahmen in der den natio-
nalen Voraussetzungen am besten
entsprechenden Weise zu sichern,
um so die Durchführung der
gesetzlichen Vorschriften über
den Gesundheitsschutz und über
die Sicherheit der Arbeitnehmer
bei der Ausführung ihrer Arbeit
zu gewährleisten und die Wir-
kungen von Herstellungsverfah-
ren, Arbeitsstoffen und Arbeits-
weisen auf die Gesundheit und
die Sicherheit der Arbeitnehmer
zu untersuchen.

Artikel 10

Die Zahl der Aufsichtsbeam-
ten muß ausreichen, um die
wirksame Ausführung der Auf-
gaben der Arbeitsaufsicht zu ge-
währleisten und ist zu bestim-
men unter angemessener Berück-
sichtigung:
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a) der Bedeutung der von den
Aufsichtsbeamten auszufüh-
renden Aufgaben, insbeson-
dere
i) der Zahl, der Natur, der

Größe und des Stand-
ortes der unterstellten
Betriebe;

ii) der Zahl und der ver-
schiedenen Arten der in
diesen Betrieben beschäf-
tigten Arbeitnehmer;

iii) des Umfanges sowie der
vielgestaltigen und ver-
wickelten Beschaffenheit
der gesetzlichen Vor-
schriften, deren Durch-
führung sicherzustellen
ist;

b) der den Aufsichtsbeamten
zur Verfügung gestellten
sachlichen Behelfe;

c) der praktischen Voraus-
setzungen, unter denen Be-
sichtigungen vorgenommen
werden müssen, um wirk-
sam zu sein.

Artikel 11

1. Die zuständige Behörde
trifft die notwendigen Maßnah-
men, um die Aufsichtsbeamten
zu versorgen mit

a) örtlichen, entsprechend den
dienstlichen Erfordernissen
ausgestatteten und allen Be-
teiligten zugänglichen Amts-
räumlichkeiten;

b) den für die Ausführung
ihrer Aufgaben erforder-
lichen Verkehrsmitteln, wenn
zweckdienliche öffentliche
Verkehrsmittel fehlen.

2. Die zuständige Behörde
trifft die notwendigen Maßnah-
men, um den Aufsichtsbeamten
alle für die Ausführung ihrer
Aufgaben notwendigen Reise-
kosten und sonstigen Nebenaus-
lagen zu erstatten.

Artikel 12

1. Die mit den erforderlichen
Ausweisen versehenen Aufsichts-
beamten sind befugt:
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a) jederzeit bei Tag und bei
Nacht jeden unterstellten
Betrieb frei und unange-
meldet zu betreten;

b) bei Tag alle Räumlichkeiten
zu betreten, von denen sie
mit gutem Grund anneh-
men können, daß sie der
Aufsicht unterstehen;

c) alle ihnen notwendig er-
scheinenden Prüfungen, Fest-
stellungen oder Erhebungen
vorzunehmen, um sich von
der strengen Einhaltung der
gesetzlichen Vorschriften zu
überzeugen, und insbeson-
dere

i) den Arbeitgeber oder
das Personal des Betrie-
bes allein oder in Ge-
genwart von Zeugen
über alle die Durchfüh-
rung der gesetzlichen
Vorschriften betreffen-
den Angelegenheiten zu
befragen;

ii) die Vorlage aller durch
die Gesetzgebung über
die Arbeitsbedingungen
vorgeschriebenen Bücher,
Verzeichnisse oder son-
stigen Unterlagen zur
Nachprüfung ihrer Über-
einstimmung mit den
gesetzlichen Vorschriften
zu verlangen und Ab-
schriften dieser Unter-
lagen oder Auszüge aus
ihnen anzufertigen;

iii) das Anschlagen der ge-
setzlich vorgeschriebenen
Bekanntmachungen an-
zuordnen;

iv) Proben der verwende-
ten oder gehandhabten
Stoffe und Substanzen
zum Zwecke von Ana-
lysen zu entnehmen und
mit sich zu nehmen;
doch ist der Arbeitgeber
oder sein Vertreter von
der Entnahme oder Mit-
nahme von Stoffen oder
Substanzen für diesen
Zweck zu verständigen.
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2. Bei der Vornahme einer
Besichtigung hat der Aufsichts-
beamte dem Arbeitgeber oder
dessen Vertreter von seiner Ge-
genwart Kenntnis zu geben, es
sei denn, daß eine solche Ver-
ständigung seiner Ansicht nach
die Wirksamkeit der Kontrolle
beeinträchtigen könnte.

Artikel 13
1. Die Aufsichtsbeamten sind

befugt, Maßnahmen zur Behe-
bung der festgestellten Mängel
einer Betriebsanlage, einer Ein-
richtung oder der Arbeitsverfah-
ren zu veranlassen, die sie mit
gutem Grund als gefährlich für
die Gesundheit oder die Sicher-
heit der Arbeitnehmer erachten.

2. Um solche Maßnahmen
veranlassen zu können, sind die
Aufsichtsbeamten befugt, vorbe-
haltlich jedes etwaigen gesetz-
lichen Berufungsrechtes an eine
Gerichts- oder Verwaltungs-
behörde, anzuordnen oder an-
ordnen zu lassen, daß

a) jene Änderungen der Ein-
richtungen oder Anlagen
innerhalb einer bestimmten
Frist ausgeführt werden,
die zur genauen Einhaltung
der gesetzlichen Vorschrif-
ten über die Gesundheit
und die Sicherheit der Ar-
beitnehmer notwendig sind;

b) bei drohender Gefahr für
die Gesundheit oder die
Sicherheit der Arbeitnehmer
sofort vollziehbare Maß-
nahmen getroffen werden.

3. Wenn das Verfahren nach
Absatz 2 der Verwaltungs- oder
Rechtsordnung des Mitgliedes
nicht entspricht, sind die Auf-
sichtsbeamten befugt, bei der
zuständigen Behörde die Ver-
fügung von Anordnungen oder
sofort vollziehbaren Maßnah-
men zu beantragen.

Artikel 14
Der Arbeitsaufsicht sind Be-

triebsunfälle und Berufskrank-
heiten in den Fällen und in der
Art anzuzeigen, wie sie die Ge-
setzgebung vorschreibt.
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Artikel 15

Vorbehaltlich der durch die
Gesetzgebung allenfalls vorgese-
henen Ausnahmen gelten für die
Aufsichtsbeamten folgende Vor-
schriften:

a) Sie dürfen an den ihrer
Aufsicht unterstellten Be-
trieben weder unmittelbar
noch mittelbar beteiligt sein;

b) Sie müssen unter Andro-
hung geeigneter strafrecht-
licher oder disziplinarischer
Ahndung verpflichtet sein,
selbst nach Ausscheiden aus
dem Dienst, irgendwelche
Fabrikations- oder Ge-
schäftsgeheimnisse oder Ar-
beitsverfahren, die bei Aus-
übung ihrer Befugnisse zu
ihrer Kenntnis kommen,
nicht preiszugeben;

c) Sie haben die Quelle jeder
Beschwerde über einen be-
stehenden Mangel oder über
eine Verletzung der gesetz-
lichen Vorschriften als un-
bedingt vertraulich zu be-
handeln und dürfen weder
dem Arbeitgeber noch des-
sen Vertreter andeuten, daß
eine Besichtigung durch eine
Beschwerde veranlaßt wor-
den ist.

Artikel 16

Die Betriebe sind so oft und
so gründlich zu besichtigen, als
zur Sicherung einer wirksamen
Durchführung der einschlägigen
gesetzlichen Vorschriften not-
wendig ist.

Artikel 17

1. "Wer gesetzliche Vor-
schriften, mit deren Durchfüh-
rung die Aufsichtsbeamten be-
traut sind, verletzt oder miß-
achtet, unterliegt sofortiger ge-
setzlicher Verfolgung ohne vor-
gängige Verwarnung. Die Ge-
setzgebung kann jedoch Ausnah-
men für die Fälle vorsehen, in
denen eine vorgängige Auffor-
derung zur Behebung von Män-
geln oder zur Durchführung
vorbeugender Maßnahmen zu
erteilen ist.
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2. Es bleibt dem freien Er-
messen der Aufsichtsbeamten
überlassen, an Stelle der Ein-
leitung oder Beantragung der
Strafverfolgung Verwarnungen
oder Ratschläge zu erteilen.

Artikel 18

Die Gesetzgebung hat ange-
messene Strafen gegen Über-
tretung der gesetzlichen Vor-
schriften, deren Durchführung
von den Aufsichtsbeamten über-
wacht wird, und gegen die Be-
hinderung der Aufsichtsbeamten
bei der Ausführung ihrer Auf-
gaben vorzusehen und wirksam
anzuwenden.

Artikel 19

1. Die Aufsichtsbeamten oder
die örtlichen Dienststellen der
Arbeitsaufsicht sind verpflichtet,
der zentralen Aufsichtsbehörde
regelmäßig allgemeine Berichte
über die Ergebnisse ihrer Auf-
sichtstätigkeit vorzulegen.

2. Diese Berichte sind in der
von der Zentralbehörde vorge-
schriebenen Weise zu verfassen
und haben Gegenstände zu be-
handeln, die von ihr von Zeit
zu Zeit festgesetzt werden. Sie
sind mindestens so oft, wie es
die Zentralbehörde vorschreibt,
jedenfalls aber mindestens ein-
mal im Jahre vorzulegen.

Artikel 20

1. Die zentrale Aufsichts-
behörde veröffentlicht einen all-
gemeinen Jahresbericht über die
Tätigkeit der ihr unterstellten
Dienststellen der Arbeitsaufsicht.

2. Diese Jahresberichte sind
innerhalb einer angemessenen
Frist nach Schluß des Berichts-
jahres, jedenfalls aber innerhalb
von zwölf Monaten, zu ver-
öffentlichen.

3. Ausfertigungen der Jahres-
berichte sind dem Generaldirek-
tor des Internationalen Arbeits-
amtes innerhalb einer angemes-
senen Frist nach ihrer Veröffent-
lichung, jedenfalls aber inner-
halb von drei Monaten, zu über-
mitteln.
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Artikel 21

Der Jahresbericht der zen-
tralen Aufsichtsbehörde hat die
nachstehend angegebenen Gegen-
stände sowie aile sonstigen Fra-
gen zu behandeln, die in den
Wirkungsbereich dieser Behörde
fallen:

a) Gesetze und Verordnungen,
für welche die Arbeitsauf-
sicht zuständig ist;

b) Personal der Arbeitsauf-
sicht;

c) Statistik der unterstellten
Betriebe und Zahl der in
ihnen beschäftigten Arbeit-
nehmer;

d) Statistik der vorgenomme-
nen Besichtigungen;

e) Statistik der Übertretungen
und auferlegten Strafen;

f) Statistik der Betriebs-
unfälle;

g) Statistik der Berufskrank-
heiten.

Teil II. —Die Arbeitsaufsicht im
Handel.

Artikel 22

Jedes Mitglied der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation, für
das dieser Teil dieses Überein-
kommens in Kraft ist, hat eine
Arbeitsaufsicht für die Handels-
betriebe zu unterhalten.

Artikel 23

Die Arbeitsaufsicht für die
Handelsbetriebe erfaßt die Be-
triebe, in denen die Aufsichts-
beamten die Durchführung der
gesetzlichen Vorschriften über
die Arbeitsbedingungen und den
Schutz der Arbeitnehmer bei
der Ausführung ihrer Arbeit
sicherzustellen haben.

Artikel 24

Die Arbeitsaufsicht für die
Handelsbetriebe hat den Be-
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stimmungen der Artikel 3 bis 21
dieses Übereinkommens zu ent-
sprechen, soweit diese anwend-
bar sind.

Teil III. — Verschiedene Bestim-
mungen.

Artikel 25

1. Jedes Mitglied der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation,
das dieses Übereinkommen rati-
fiziert, kann durch eine seiner
Ratifikation beigefügte Erklä-
rung den Teil II von der Rati-
fikation ausnehmen.

2. Jedes Mitglied, das eine
solche Erklärung abgegeben hat,
kann sie durch eine spätere Er-
klärung jederzeit widerrufen.

3. Jedes Mitglied, für das eine
Erklärung nach Absatz 1 dieses
Artikels in. Kraft ist, hat in
seinem Jahresbericht über die
Durchführung dieses Überein-
kommens den Stand seiner Ge-
setzgebung und Praxis in bezug
auf die Bestimmungen des Tei-
les II dieses Übereinkommens
anzugeben und mitzuteilen, in-
wieweit diesen Bestimmungen
Folge gegeben worden ist oder
die Absicht besteht, ihnen Folge
zu geben.

Artikel 26

In Fällen, in denen es zweifel-
haft ist, ob ein Betrieb, ein Be-
triebsteil oder eine Betriebs-
abteilung unter dieses Überein-
kommen fallen, entscheidet die
zuständige Behörde.

Artikel 27

In diesem Übereinkommen
umfaßt der Ausdruck „gesetz-
liche Vorschriften" neben der
Gesetzgebung auch die Schieds-
sprüche und die Gesamtarbeits-
verträge mit Gesetzeskraft,
deren Durchführung die Auf-
sichtsbeamten sicherzustellen ha-
ben.
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Artikel 28

Die Jahresberichte nach Ar-
tikel 22 der Verfassung der
Internationalen Arbeitsorganisa-
tion haben eingehende Angaben
über alle gesetzlichen Vorschrif-
ten zur Durchführung dieses
Übereinkommens zu enthalten.

Artikel 29

1. Umfaßt das Gebiet eines
Mitgliedes ausgedehnte Landes-
teile, in denen die zuständige
Behörde die Bestimmungen die-
ses Übereinkommens wegen der
Spärlichkeit der Bevölkerung
oder des Grades ihrer Entwick-
lung für undurchführbar hält,
so kann sie diese Landesteile
von der Durchführung des Über-
einkommens entweder allgemein
oder mit den ihr angemessen er-
scheinenden Ausnahmen in bezug
auf bestimmte Betriebe oder Ar-
beiten befreien.

2. Jedes Mitglied hat in sei-
nem ersten Jahresberichte, den
es auf Grund von Artikel 22
der Verfassung der Internatio-
nalen Arbeitsorganisation über
die Durchführung dieses Über-
einkommens vorzulegen hat,
alle Landesteile, für die es von
diesem Artikel Gebrauch zu
machen beabsichtigt, unter An-
gabe der Gründe hiefür zu be-
zeichnen. In der Folge darf kein
Mitglied von diesem Artikel für
andere als die in dieser Weise
bezeichneten Landesteile Ge-
brauch machen.

3. Jedes Mitglied, das von den
Bestimmungen- dieses Artikels
Gebrauch macht, hat in seinen
späteren Jahresberichten die
Landesteile zu bezeichnen, für
die es auf das Recht verzichtet,
von den Bestimmungen dieses
Artikels Gebrauch zu machen.

Artikel 30

1. Für die in Artikel 35 der
Verfassung der Internationalen
Arbeitsorganisation in der Fas-
sung der Abänderungsurkunde
von 1946 bezeichneten Gebiete,
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mit Ausnahme der Gebiete nach
Absatz 4 und 5 des genannten
Artikels in seiner neuen Fas-
sung, hat jedes Mitglied der
Organisation, das dieses Über-
einkommen ratifiziert, dem Ge-
neraldirektor des Internationalen
Arbeitsamtes so bald wie mög-
lich nach der Ratifikation eine
Erklärung zu übermitteln, wel-
che die Gebiete bekanntgibt,

a) für die es die Verpflichtung
zur unveränderten Durch-
führung dieses Überein-
kommens übernimmt;

b) für die es die Verpflichtung
zur Durchführung der Be-
stimmungen des Überein-
kommens mit Abweichun-
gen übernimmt, unter An-
gabe der Einzelheiten dieser
Abweichungen;

c) in denen dieses Überein-
kommen nicht durchgeführt
werden kann, und in diesem
Falle die Gründe dafür;

d) für die es sich die Ent-
scheidung vorbehält.

2. Die Verpflichtungen nach
Absatz 1 a) und b) dieses Artikels
gelten als wesentlicher Bestand-
teil der Ratifikation und haben
die Wirkung einer solchen.

3. Jedes Mitglied kann die in
der ursprünglichen Erklärung
nach Absatz 1 b), c) und d) dieses
Artikels mitgeteilten Vorbehalte
jederzeit durch eine spätere Er-
klärung ganz oder teilweise
zurückziehen.

4. Jedes Mitglied kann dem
Generaldirektor zu jedem Zeit-
punkt, in dem das Übereinkom-
men nach Artikel 34 gekündigt
werden kann, eine Erklärung
übermitteln, durch die der Inhalt
jeder früheren Erklärung in son-
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stiger Weise abgeändert und die
in dem betreffenden Zeitpunkt
in bestimmten Gebieten beste-
hende Lage angegeben wird.

Artikel 31

1. Fällt der Gegenstand dieses
Übereinkommens unter die
Selbstregierungsbefugnisse eines
außerhalb des Mutterlandes ge-
legenen Gebietes, so kann das
für die internationalen Bezie-
hungen dieses Gebietes verant-
wortliche Mitglied im Benehmen
mit dessen Regierung dem Ge-
neraldirektor des Internationa-
len Arbeitsamtes eine Erklärung
übermitteln, durch die es die
Verpflichtungen aus diesem
Übereinkommen im Namen des
betreffenden Gebietes über-
nimmt.

2. Eine Erklärung, betreffend
die Übernahme der Verpflich-
tungen aus diesem Übereinkom-
men, kann dem Generaldirektor
des Internationalen Arbeitsamtes
übermittelt werden

a) von zwei oder mehr Mit-
gliedern der Organisation
für ein ihnen gemeinsam
unterstelltes Gebiet;

b) von jeder nach der Charter
der Vereinten Nationen
oder auf Grund einer an-
deren Bestimmung für die
Verwaltung eines Gebietes
verantwortlichen internatio-
nalen Behörde, und zwar
für das betreffende Gebiet.

3. In den dem Generaldirektor
des Internationalen Arbeitsamtes
nach den vorstehenden Absätzen
dieses Artikels übermittelten Er-
klärungen ist anzugeben, ob das
Übereinkommen in dem betref-
fenden Gebiet mit oder ohne Ab-
weichungen durchgeführt wird;
teilt die Erklärung mit, daß die
Durchführung des Übereinkom-
mens mit Abweichungen erfolgt,
so sind die Einzelheiten dieser
Abweichungen anzugeben.

4. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
beteiligte internationale Behörde
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können jederzeit durch eine
spätere Erklärung auf das Recht
der Inanspruchnahme jeder in
einer früheren Erklärung mit-
geteilten Abweichung ganz oder
teilweise verzichten.

5. Das beteiligte Mitglied, die
beteiligten Mitglieder oder die
beteiligte internationale Behörde
können dem Generaldirektor zu
jedem Zeitpunkt, in dem dieses
Übereinkommen gemäß Arti-
kel 34 gekündigt werden kann,
eine Erklärung übermitteln,
durch die der Inhalt jeder
früheren Erklärung in sonstiger
Weise abgeändert und die in
dem betreffenden Zeitpunkte be-
stehende Lage in bezug auf die
Durchführung dieses Überein-
kommens angegeben wird.

Teil IV. — Schlußbestim-
mungen.

Artikel 32

Die förmlichen Ratifikationen
dieses Übereinkommens sind dem
Generaldirektor des Internatio-
nalen Arbeitsamtes zur Ein-
tragung mitzuteilen.

Artikel 33

1. Dieses Übereinkommen bin-
det nur diejenigen Mitglieder
der Internationalen Arbeits-
organisation, deren Ratifikation
durch den Generaldirektor ein-
getragen ist.

2. Es tritt in Kraft zwölf
Monate nachdem die Ratifi-
kationen zweier Mitglieder
durch den Generaldirektor ein-
getragen worden sind.

3. In der Folge tritt dieses
Übereinkommen für jedes Mit-
glied zwölf Monate nach der
Eintragung seiner Ratifikation
in Kraft.

Artikel 34

1. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat,
kann es nach Ablauf von
zehn Jahren, gerechnet von dem
Tag, an dem es zum erstenmal
in Kraft getreten ist, durch
Anzeige an den Generaldirektor
des Internationalen Arbeits-
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amtes kündigen. Die Kündigung
wird von diesem eingetragen.
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr
nach der Eintragung ein.

2. Jedes Mitglied, das dieses
Übereinkommen ratifiziert hat
und innerhalb eines Jahres nach
Ablauf des im vorigen Absatze
genannten Zeitraumes von zehn
Jahren von dem in diesem
Artikel vorgesehenen Kündi-
gungsrechte keinen Gebrauch
macht, bleibt für einen weiteren
Zeitraum von zehn Jahren ge-
bunden. In der Folge kann es
dieses Übereinkommen jeweils
nach Ablauf eines Zeitraumes
von zehn Jahren nach Maßgabe
dieses Artikels kündigen.

Artikel 35

1. Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
gibt allen Mitgliedern der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation
Kenntnis von der Eintragung
aller Ratifikationen, Erklä-
rungen und Kündigungen, die
ihm yon den Mitgliedern der
Organisation mitgeteilt werden.

2. Der Generaldirektor wird
die Mitglieder der Organisation,
wenn er ihnen von der Ein-
tragung der zweiten Rati-
fikation, die ihm mitgeteilt
wird, Kenntnis gibt, auf den
Zeitpunkt aufmerksam machen,
in dem dieses Übereinkommen
in Kraft tritt.

Artikel 36

Der Generaldirektor des
Internationalen Arbeitsamtes
übermittelt dem Generalsekretär
der Vereinten Nationen zwecks
Eintragung nach Artikel 102.
der Charter der Vereinten
Nationen vollständige Aus-
künfte über alle von ihm nach
Maßgabe der vorangehenden
Artikel eingetragenen Rati-
fikationen, Erklärungen und
Kündigungen.

Artikel 37

Der Verwaltungsrat des Inter-
nationalen Arbeitsamtes hat
nach Inkrafttreten dieses Über-



Stück 48, Nr. 225. 999

einkommens jeweils bei Ablauf
eines Zeitraumes von zehn
Jahren der Allgemeinen Kon-
ferenz einen Bericht über die
Durchführung dieses Überein-
kommens zu erstatten und dar-
über zu entscheiden, ob die
Frage seiner gänzlichen oder
teilweisen Abänderung auf die
Tagesordnung der Konferenz
gesetzt werden soll.

Artikel 38

1. Nimmt die Konferenz ein
neues Übereinkommen an,
welches, das vorliegende Über-
einkommen ganz oder teilweise
abändert, und sieht das neue
Übereinkommen nichts anderes
vor, so gelten folgende Bestim-
mungen:

a) Die Ratifikation des. neu-
gefaßten Übereinkommens
durch ein Mitglied schließt
ohne weiteres die sofortige
Kündigung des vorliegenden
Übereinkommens in sich,
ohne Rücksicht auf Ar-
tikel 34; Voraussetzung ist
dabei, daß das neugefaßte
Übereinkommen in Kraft
getreten ist.

b) Vom Zeitpunkte des In-
krafttretens des neuge-
faßten Übereinkommens an
kann das vorliegende Über-
einkommen von den Mit-
gliedern nicht mehr rati-
fiziert werden.

2. Indessen bleibt das vor-
liegende Übereinkommen nach
Form und Inhalt jedenfalls in
Kraft für die Mitglieder, die
dieses, aber nicht das neugefaßte
Übereinkommen ratifiziert ha-
ben.

Artikel 39

Der englische und der fran-
zösische Wortlaut dieses Über-
einkommens sind in gleicher
Weise maßgebend.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident dieses
Übereinkommen- für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich dessen gewissenhafte
Erfüllung.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unterfertigt,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für soziale Verwaltung und vom Bundesminister für die
Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 13. April 1949.

Der Bundespräsident:

Renner

Der Bundeskanzler:

Figl

Der Bundesminister für soziale Verwaltung:
Maisel

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:
Gruber

Die österreichische Ratifikationsurkunde wurde gemäß Artikel 32 des Übereinkommens am
30. April 1949 beim Generaldirektor des Internationalen Arbeitsamtes in Genf hinterlegt. Gemäß
seinem Artikel 33, Abs. 3, wird daher das Übereinkommen für Österreich am 30. April 1950 Wirk-
samkeit erlangen.

Figl

226.

Übereinkommen
zwischen der österreichischen Bundesregierung
und der italienischen Regierung über den
erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr
für Personen, Reisegepäck und Güter
zwischen österreichischen Bahnhöfen nördlich
der Staatsgrenze bei der Station Brenner
(Brennero) und österreichischen Bahnhöfen
östlich der Staatsgrenze bei der Station

Innichen (San Candido) über Italien.

Die ÖSTERREICHISCHE BUNDESREGIE-
RUNG und die ITALIENISCHE REGIERUNG
haben in der Absicht, die Bestimmungen des § 3,
Punkt c, des österreichisch-italienischen Abkom-
mens von Paris vom 5. September 1946, betreffend
den Personen- und Güter-Eisenbahndurchgangs-
verkehr zwischen Nordtirol und Osttirol über
italienisches Gebiet zu verwirklichen, folgendes
vereinbart:

Artikel I.
(1) Zwischen österreichischen Bahnhöfen nördlich

der Staatsgrenze bei Brenner (Brennero) und öst-
lich der Staatsgrenze bei Innichen (San Candido)
wird ein erleichterter Eisenbahndurchgangsver-
kehr im Durchzug durch Italien für Personen,
Handgepäck, Reisegepäck und Güter (Eil- und



Stück 48, Nr. 226. 1001

Frachtgüter, lebende Tiere und Expreßgüter)
eingerichtet. Als Durchgangsstrecke im Sinne des
vorliegenden Übereinkommens gilt die italienische
Eisenbahnstrecke zwischen der Staatsgrenze bei
Brenner (Brennero) und der Staatsgrenze bei
Innichen (San Candido) über Franzensfeste
(Fortezza).

Das vorliegende Übereinkommen findet keine
Anwendung auf Beförderungen im internationalen
Verkehr.

(2) Die Reisenden, ihr Handgepäck und das
Reisegepäck sowie d ie Güter werden auf der
Durchgangsstrecke mit ganzen Zügen oder mi t
Zugteilen befördert , die zwischen den Bahnhöfen
Brenner (Brennero) und Innichen (San Cand ido)
von Lokomotiven und Zugmannschaften der
Italienischen Staatsbahnen geführt, beziehungs-
weise begleitet werden. Die erforderlichen Per-
sonen- und Gepäckwagen werden von den Öster-
reichischen Bundesbahnen beigestellt.

(3) In besonderen Fällen können die Durch-
gangszüge mit Lokomotiven oder Tr iebwagen und
Personal der Österreichischen Bundesbahnen ge-
führt , beziehungsweise begleitet werden. Die für
solche Fälle anzuwendenden Bestimmungen werden
von den beiden Bahnverwal tungen im Einver-
nehmen mit den anderen beteiligten Behörden
gesondert vereinbart .

Artikel II.
(1) Für die Beförderung von Personen, H a n d - ,

Reisegepäck und Gütern von österreichischen
Bahnhöfen nach österreichischen Bahnhöfen übet
die Durchgangsstrecke gelten gegenüber den Bahn-
benützern die Tar i fe und Beförderungsbedin-
gungen für den österreichischen Binnenverkehr.

(2) Die Einnahmen auf der Durchgangsstrecke
aus dem im Abs. (1) bezeichneten Verkehr gehören
den Österreichischen Bundesbahnen.

Artikel III.
(1) Die im erleichterten Durchgangsverkehr

beförderten Reisenden, Gepäckstücke und Güter
sind auf italienischem Gebiet von allen Zol l - und
sonstigen Abgaben befreit. Eine Durchsuchung
des Reise- und Handgepäcks sowie der Güter
findet von italienischer Seite nicht stat t . Die italie-
nischen Behörden werden sowohl an der Grenze
als auch während der Fahr t auf der Durchgangs-
strecke von allen sonst üblichen K o n t r o l l m a ß -
nahmen Abs tand nehmen. Im übrigen unterliegen
die Durchgangsreisenden auf italienischem Gebiet
den italienischen Gesetzen.

(2) Die Reisenden müssen während der Fahr t
auf der Durchgangsstrecke mit einem amtlichen,
mit Lichtbild ausgestatteten Personaldokument
versehen sein.
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(3) W ä h r e n d der Beförderung im erleichterten
Durchgangsverkehr ist es nicht gestattet, d a ß
Reisende aus den Durchgangswagen aussteigen
oder in diese einsteigen, d a ß Gegenstände jeglicher
Ar t aus dem Personenwagen herausgereicht oder
herausgeworfen oder in sie hineingebracht und
d a ß Gepäckstücke oder Güter aus- oder eingeladen
werden.

(4) W i r d bei einem Reisezug nur ein Tei l im
erleichterten Durchgangsverkehr geführt, so ist der
Über t r i t t von Reisenden aus dem einen in den
anderen Zugteil auf der ganzen Durchgangsstrecke
durch Absperrung unmöglich zu machen.

(5) In außergewöhnlichen Fällen (bei E rk ran -
kungen, Unfäl len und ähnlichen Ereignissen)
können die italienischen Zol l - und Polizeiorgane
oder sonstige italienische Aufsichtspersonen Aus-
nahmen von den vorstehend genannten Bestim-
mungen gewähren.

(6) In der Regel wi rd im erleichterten Durch-
gangsverkehr die Nämlichkei t von Reisegepäck
und Gütern durch österreichischen zollamtlichen
Raumverschluß oder durch österreichischen Bahn-
verschluß gesichert. Ist die Anbr ingung eines zoll-
amtlichen Raumverschlusses oder eines Bahnver-
schlusses nicht möglich oder nicht zweckmäßig,
so wi rd die Nämlichkei t in anderer zweckmäßiger
Weise durch die österreichischen Zollstellen ge-
sichert. Ebenso erfolgt die Sicherung der Nämlich-
keit der Ladungen offener Wagen durch die öster-
reichischen Zollstellen. Die österreichischen Zol l -
und Bahnverschlüsse werden von den italienischen
Zollstellen anerkannt , denen es freisteht, auch
eigene Zollverschlüsse mitanzulegen.

(7) Die Reisenden, das Gepäck und die Güter
der Durchgangszüge oder Zugteile stehen während
der ganzen Dauer des Durchzuges durch das
italienische Hoheitsgebiet un ter italienischer Zol l -
und Polizeiaufsicht.

(8) In Fällen besonderer Ar t w i rd im Wege von
Vereinbarungen zwischen den Grenzzol l - und
Grenzsicherheitsbehörden der beiden Staaten die
Begleitung im Durchgangsverkehr durch Organe
österreichischer Behörden zugelassen.

Die Organe des Zol l - und Sicherheitsdienstes
beider Staaten werden in der Erfüllung ihrer
Obliegenheiten einander unterstützen.

Sie werden in Ausübung ihres Dienstes auf der
Durchgangsstrecke unentgeltlich befördert .

(9) Die österreichischen Organe genießen auf
italienischem Hoheitsgebiet den gleichen Schutz
wie ihn die italienischen Gesetze den italienischen
Organen zugestehen.
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(10) Lebende Tiere, tierische Rohstoffe und Er-
zeugnisse werden ohne Untersuchung durch die
italienische Veterinärbehörde befördert, wenn die
Sendungen von Tierpässen, beziehungsweise von
Ursprungszeugnissen begleitet sind, in denen
veterinärpolizeilich bestätigt wird, daß die Tiere
aus seuchenfreien Gemeinden stammen und
seuchenfrei sind, beziehungsweise daß die
tierischen Rohstoffe und Erzeugnisse von gesunden
Tieren herrühren.

Als lebende Tiere sind alle jene zu verstehen,
die zur Gattung der Pferde, Rinder, Schweine,
Schafe, Ziegen sowie des Geflügels gehören. Als
tierische Rohstoffe und Erzeugnisse sind anzu-
sehen Fleisch von geschlachteten Tieren, Fette
und Häute (Felle), wobei jedoch alle übrigen
Erzeugnisse, wie Milch, Eier, Butter, Käse usw.
ausgenommen sind.

Wofern das Gebiet des einen der vertrag-
schließenden Länder im Sinne und in Auswirkung
des Artikels 20 des Internationalen Sanitäts-
abkommens für die Luftfahrt, abgeschlossen im
Haag im Jahre 1933, abgeändert durch das Über-
einkommen von Washington vom Jahre 1944,
von Amts wegen als durch eine ansteckende
Krankheit verseucht erklärt wird, behalten sich
die vertragschließenden Länder vor, vorbeugende
Kontrollen durchzuführen und jene Schutzmaß-
nahmen anzuwenden, die im Hinblick auf die
Durchgangsreisenden für notwendig erachtet
werden.

(11) Über die Durchführung der Bahntransporte
von lebenden Tieren (Begleitung, War tung und
dergleichen) werden die beiden Bahnverwaltungen
besondere Vereinbarungen treffen.

(12) Lebende Pflanzen und Pflanzenteile be-
nötigen bei der Beförderung im erleichterten
Durchgangsverkehr kein besonderes Ursprungs-
oder Gesundheitszeugnis.

Art ikel IV.

Art, Zahl und Zusammensetzung, Reihung und
Betafelung der Durchgangszüge und deren Fahr-
pläne werden zwischen den beiden Bahnverwal-
tungen gesondert vereinbart.

Artikel V.

(1) Der Übergang und die Benützung der Wagen
und Lademittel, die allfällige Ersatzbeistellung
sowie das etwaige Umsteigen von Reisenden und
die Umladung von Gütern sind durch besondere
Vereinbarungen zwischen den beiden Bahnver-
waltungen zu regeln.

(2) Im Falle des Umsteigens oder der Umladung
sind die zuständigen italienischen Organe zu ver-
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ständigen, die dabei auch die österreichischen
Interessen wahren werden.

Artikel VI.
Für ihre Leistungen im erleichterten Durchgangs-

verkehr erhalten die italienischen Staatsbahnen
angemessene Vergütungen. Die Berechnung dieser
Vergütungen sowie die Art der Abrechnung und
Zahlung der anfallenden Beträge werden Gegen-
stand besonderer Abmachungen zwischen den
beiden Bahnverwaltungen sein.

Artikel VII.
(1) Das vorl iegende Übere inkommen findet auch

für Postsendungen A n w e n d u n g .

(2) Die Beförderung der Post auf dieser Strecke
wi rd ausschließlich mit Mi t te ln der österreichischen
Pos tverwal tung u n d mit österreichischem Personal
besorgt.

(3) Dahe r w i r d die italienische Pos tverwal tung
bei diesen Transpor t en keinerlei Mi twi rkung oder
Veran twor tung treffen und sie k a n n Durchgangs-
gebühren im Sinne der Bestimmungen des Wel t -
postvertrages sowie der bezüglichen Sonder-
abkommen fordern.

Artikel VIII.
(1) Von dem vorliegenden Übereinkommen ist

der Transpor t von Angehörigen der bewaffneten
Macht in geschlossenen militärischen Einheiten und
Uniform ausgeschlossen. Gestattet ist lediglich
der fallweise Transpor t von einzelnen Militär-
personen, sofern diese nur mit den zu ihrem per-
sönlichen Gebrauch bestimmten, normalen Waffen
ausgerüstet sind.

(2) Die Angehörigen der österreichischen Polizei,
Gendarmerie und Zollwache sind in Uniform
und mit den zu ihrem persönlichen Gebrauch be-
stimmten, normalen Waffen zum Eisenbahnver-
kehr zugelassen, wenn ihre Anzahl nicht mehr
als 15 p ro Zug beträgt.

(3) Die österreichische Regierung macht die
Zusage, daß Waffen, Munit ion und Sprengmittel
per Bahn nicht befördert werden. Ausgenommen
hievon ist, von dem Fall der oben erwähnten
Exekutivorgane abgesehen, lediglich der T rans -
por t von persönlichen Jagdwaffen und der dazu-
gehörigen Munit ion.

Artikel IX.
(1) Dieses Übere inkommen t r i t t an dem T a g e

in Kraf t , der durch einen Notenwechsel zwischen
den beiden Regierungen festgesetzt werden wi rd .

(2) Dieses Übere inkommen w i r d auf unbes t immte
Zeit abgeschlossen; es kann jedoch mit einjähriger
Kündigungsfrist , aber nicht früher als drei J ah re
nach seinem Inkraf t t re ten gekündigt werden.

(3) Die vertragschließenden Teile verpflichten
sich, innerhalb v o n sechs Monaten nach der
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Kündigung ein neues Übereinkommen im Sinne
des § 3, Punkt c, des österreichisch-italienischen
Vertrages vom 5. September 1946 abzuschließen.

Artikel X.
Dieses Übereinkommen ist in zweifacher Aus-

fertigung in deutscher und italienischer Sprache
erstellt, deren beide Texte gleichmäßig authentisch
sind.

Geschehen zu Rom am 9. November 1948.

Für die Österreichische Bundesregierung:

G r u b e r m. p.

Für die Italienische Regierung:

S f o r z a m. p.

Gemäß Artikel IX des vorliegenden Übereinkommens fand am 24. Mai 1949 zwischen dem
italienischen Außenminister Carlo Sforza und dem österreichischen Gesandten in Rom Johannes
Schwarzenberg nachstehender Notenwechsel statt:

Übersetzung:
Der Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten

Nr. 10050/31

Rom, am 24. Mai 1949.

Herr Minister!

Wie der Österreichischen Gesandtschaft mit
Verbalnote Nr. 16/30.160/112 vom 15. November
1948 mitgeteilt worden ist, ist das am 9. No-
vember v. J. in Rom zwischen der Österreichischen
Bundesregierung und der Italienischen Regierung
abgeschlossene Übereinkommen über den erleich-
terten Eisenbahndurchgangsverkehr für Personen,
Reisegepäck und Güter zwischen österreichischen
Bahnhöfen nördlich der Staatsgrenze bei der
Station Brenner (Brennero) und österreichischen
Bahnhöfen östlich der Staatsgrenze bei der Station
Innichen (San Candido) über Italien im Sinne
der am 25. Oktober 1948 zwischen der öster-
reichischen und der italienischen Delegation ge-
troffenen Vereinbarung provisorisch mit Wirkung
vom 15. November in Kraft gesetzt worden.

Um das in Rede stehende Übereinkommen ge-
mäß Artikel 9 desselben formell wirksam zu
machen, beehre ich mich, Eurer Exezellenz zu
bestätigen, daß die Italienische Regierung den
15. November 1948 als Datum seiner tatsächlichen
Inkrafttretung betrachtet.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

m. p. Sforza.

Seiner Exzellenz Johannes Schwarzenberg,
a. o. Gesandter und bev. Minister Österreichs
in Rom

94
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Österreichische Gesandtschaft in Italien
Nr. 240-res/49

Rom, am 24. Mai 1949.

Herr Minister!

Ich beehre mich, den Empfang der Note
Nr. 10.050/31 vom heutigen Tage zu bestätigen,
mit welcher Eure Exzellenz mir nachstehendes zur
Kenntnis gebracht hat:

„Wie der österreichischen Gesandtschaft mit
Verbalnote Nr. 16/30.160/112 vom 15. No-
vember 1948 mitgeteilt worden ist, ist das am
9. November v. J. in Rom zwischen der Öster-
reichischen Bundesregierung und der Italienischen
Regierung abigeschlossene Übereinkommen über
den erleichterten Eisenbahndurchgangsverkehr für
Personen, Reisegepäck und Güter zwischen öster-
reichischen Bahnhöfen nördlich der Staatsgrenze
bei der Station Brenner (Brennero) und öster-
reichischen Bahnhöfen östlich der Staatsgrenze
bei der Station Innichen (San Candido) über
Italien im Sinne der am 25. Oktober 1948
zwischen der österreichischen und der italienischen
Delegation getroffenen Vereinbarung provisorisch
mit Wirkung vom 15. November in Kraft ge-
setzt worden.

Um das in Rede stehende Übereinkommen ge-
mäß Artikel 9 desselben formell wirksam zu
machen, beehre ich mich, Eurer Exzellenz zu be-
stätigen, daß die Italienische Regierung den
15. November 1948 als Datum seiner tatsäch-
lichen Inkrafttretung betrachtet."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz zur Kenntnis
zu bringen, daß die Österreichische Bundesregie-
rung im Einvernehmen mit der Italienischen
Regierung den 15. November 1948 als Datum
der tatsächlichen Inkrafttretung des obgenannten
Übereinkommens betrachtet.

Genehmigen Sie, Herr Minister, den Ausdruck
meiner ausgezeichneten Hochachtung.

m. p. Dr. J. E. Schwarzenberg.

Seiner Exzellenz Graf Carlo Sforza,
Minister für die Auswärtigen Angelegenheiten,
Rom.

Auf Grund dieses Notenwechsels ist das Übereinkommen mit 15. November 1948 in Kraft
getreten.

Figl
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227.

Nachdem das am 9. November 1948 zwischen der österreichischen Bundesregierung und der
Regierung der Republik Italien abgeschlossene Übereinkommen zur Regelung des erleichterten
Straßendurchgangsverkehrs zwischen Nordtirol und Osttirol über italienisches Gebiet, welches also
lautet:

Übereinkommen
zwischen der österreichischen Bundesregierung
und der Regierung der Republik Italien zur
Regelung des erleichterten Straßendurch-
gangsverkehrs zwischen Nordtirol und Ost-

tirol über italienisches Gebiet.

In der Absicht, die Bestimmungen des § 3,
Punkt c, des am 5. September 1946 in Paris un-
terzeichneten österreichisch-italienischen Abkom-
mens betreffend den Personen- und Güterstraßen-
durchgangsverkehr zwischen Nordtirol und Ost-
tirol über italienisches Gebiet zu verwirklichen,
haben die Österreichische Bundesregierung und
die Italienische Regierung folgendes vereinbart:

Artikel 1.

Die Bestimmungen des vorliegenden Überein-
kommens beziehen sich auf den Straßendurch-
gangsverkehr mit Kraftfahrzeugen von Nord-
tirol nach Osttirol und umgekehrt ausschließlich
auf der folgenden Strecke:

— Staatsstraße Nr. 12 von der Staatsgrenze
bei Brenner (Brennero) nach Franzensfeste (For-
tezza) (35 km);

— Verbindungsstraße, die von Franzensfeste
(Fortezza) ausgehend in west-östlicher Richtung
verläuft und die Staatsstraße Nr. 12 mit der
Staatsstraße Nr. 49 verbindet (4 km);

— Staatsstraße Nr. 49 von der Einmündung
der obenerwähnten Verbindungsstraße bis zur
Staatsstraße bei Sillian (Passo Drava) (66.3 km).

Wenn die obenerwähnte Verbindungsstraße
für den Verkehr unterbrochen sein sollte, wird
ein Abweichen von der Strecke, und zwar über
die Staatsstraße Nr. 12 und 49 bis zu ihrer Ver-
einigung nördlich von Brixen (Bressanone) be-
willigt.

Ein Abweichen von der vorstehend bezeichne-
ten Strecke ist nicht gestattet. Die zur Durch-
fahrt zugelassenen Kraftfahrzeuge und Personen
dürfen, Fälle höherer Gewalt und offenkundiger
Notwendigkeit ausgenommen, weder halten noch
die Fahrbahn verlassen.

Für die Durchfahrt vom Eintrittsgrenzposten
bis zum Austrittsgrenzposten ist für Motorräder
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eine Höchstdauer von 4 Stunden, für Personen-
kraftwagen von 5 Stunden und für Autobusse
sowie für Lastkraftwagen von 7 Stunden fest-
gesetzt.

Sollte sich in Fällen höherer Gewalt ein län-
gerer Aufenthalt, der eine Überschreitung der
oben festgesetzten Höchstdauer für die Durch-
fahrt voraussehen läßt, als unvermeidlich erge-
ben, müssen die Beteiligten den Vorfall dem näch-
sten Straßenblockposten oder der nächsten
Polizeistation melden.

Die Meldung und die Dauer des Aufenthaltes
wird von den Polizeiorganen auf dem im Art. 5
erwähnten Durchgangsverzeichnis vermerkt.

Die Dauer des Aufenthaltes, der sich bis zur
Fortsetzung der Fahrt tatsächlich als notwendig
erwiesen hat, wird der für die Durchfahrt vor-
gesehenen Höchstdauer hinzugerechnet.

Im Falle von Schäden, deren rasche Behebung
nicht durchführbar ist, veranlassen die italieni-
schen Behörden auf Kosten des Fahrers und der
Passagiere die Abschleppung zur nächsten Grenz-
übergangsstelle.

Artikel 2.

Österreichische Staatsbürger mit dem ständi-
gen Wohnsitz in Österreich können die im vor-
liegenden Übereinkommen vorgesehenen Erleich-
terungen entweder für eine einmalige Durchfahrt
mit Rückfahrt, die von Fall zu Fall zu bean-
tragen ist, oder für eine unbeschränkte Zahl von
Durchfahrten innerhalb eines Zeitraumes von
höchstens einem Jahre in Anspruch nehmen.

Im ersteren Falle werden die zuständigen
österreichischen Behörden im vorhinein den zu-
ständigen italienischen Behörden im Wege der
Grenzpolizeistellen jeweils die Namen der Per-
sonen bekanntgeben, denen nach ihrem Ermessen
die Erleichterungen des vorliegenden Überein-
kommens zugestanden werden können.

Jede angekündigte Person hat bei der Einreise
der italienischen Grenzpolizeibehörde ihren gül-
tigen österreichischen Reisepaß vorzuweisen, in
den von der italienischen Grenzpolizeibehörde
eingetragen wird:

„Gesehen, die Durchfahrt durch das Pustertal
mit Rückfahrt innerhalb 48 Stunden vom Ein-
tritt in das italienische Gebiet wird genehmigt."

Die Personen hingegen, die eine Jahreserlaubnis
in Anspruch nehmen wollen, müssen im Wege der
örtlich zuständigen österreichischen Sicherheitsbe-
hörden erster Instanz bei den örtlich zuständigen
italienischen Konsulaten um die „Durchfahrtsge-
nehmigung durch das Pustertal" ansuchen.

Die Entscheidung der italienischen Behörden
hinsichtlich der Genehmigung ist unanfechtbar.
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Die erwähnte Genehmigung wird mit einjähriger
Gültigkeit kostenlos in den Reisepaß eingetragen.

Das Recht der italienischen Behörden, Personen,
die sie für unerwünscht ansehen, jederzeit zurück-
zuweisen, bleibt auf alle Fälle gewahrt. Die Ab-
lehnung wird den österreichischen Behörden, über
die das Ansuchen um die Genehmigung einge-
bracht worden ist, mitgeteilt werden.

Artikel 3.

Zur erleichterten Durchfahrt sind zugelassen:

— die in Österreich zum Verkehr zugelassenen
Privat- oder Miet-Personenkraftwagen, jedoch
nur, wenn sie nicht mit mehr als fünf Personen,
den Fahrer nicht eingerechnet, besetzt sind;

— die in Österreich zum Verkehr zugelas-
senen, im Linienverkehr stehenden Autobusse,
für deren Betrieb die Konzessionsinhaber eine
besondere Konzession vom italienischen Trans-
portministerium ([Inspektorat für Zivilkraft-
fahrzeuge und Transportkonzessionen] [Ispetto-
rato Motorizzazione Civile e Transporti in
Concessione]) erhalten haben, sowie in Öster-
reich zum Verkehr zugelassene Kraftfahrzeuge
für Massenbeförderung (Autobusse), für die im
Wege der italienischen Grenzpolizeibehörde, in
einzelnen Fällen und nicht periodisch, um eine
Sondergenehmigung wenigstens fünf Tage vor-
her angesucht wird;

— die in Tirol zum Verkehr zugelassenen
Lastkraftwagen, die ausschließlich zum Güter-
transport verwendet werden, auf denen sich nicht
mehr als drei Personen befinden, und zwar der
Fahrer, ein Mitfahrer und der Eigentümer der
Waren;

— die in Tirol zum Verkehr zugelassenen
Motorräder ohne Beiwagen, wenn sie von ihrem
Eigentümer gefahren werden, der großjährig und
im Besitze der Konsularischen Jahresgenehmigung
sein muß, in der die Nummer des Polizeikenn-
zeichens des Motorrades ausdrücklich angeführt
zu sein hat.

Die österreichischen Behörden verpflichten sich
ihrerseits, an die italienischen Behörden aus-
schließlich Ansuchen von solchen Motorrad-
fahrern weiterzuleiten, bei denen gewichtige und
stichhaltige Gründe für eine Bevorzugung hin-
sichtlich der Durchfahrt vorliegen.

Auf alle Fälle sind Motorräder mit einem
Zylinderinhalt von weniger als 125 ccm ausge-
schlossen.

Alle vorerwähnten Kraftfahrzeuge sind ledig-
lich gegen Vorweis der entsprechenden, für den
Verkehr in Österreich gültigen Dokumente zur
freien Durchfahrt zugelassen. Sie sind von der
Zahlung der Straßenverkehrsabgabe (tassa di
circolazione) befreit.
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Für die Fahrer aller Arten von Kraftfahr-
zeugen genügt der von der zuständigen öster-
reichischen Behörde ausgestellte Führerschein.

Artikel 4.

Kraftfahrzeuge im Linienverkehr werden mit
italienischer Begleitung fahren und es werden den
Fahrgästen von den italienischen Behörden
besondere Erleichterungen gewährt werden, wie
die Nachsicht vom Besitz von Reisepässen, sofern
sie ihre österreichische Identitätskarte mitführen.

Für die Begleitung ist im Kraftwagen ein Platz
freizuhalten.

Artikel 5.

Kraftfahrzeuge, Gepäck und Waren werden
zum erleichterten Durchgangsverkehr unter der
Bedingung zugelassen, daß die Person, welche die
Durchfuhr besorgt (Fahrer, Frächter oder Eigen-
tümer), sich der österreichischen Zollbehörde
gegenüber zu ihrer Wiedereinfuhr in das öster-
reichische Zollgebiet verpflichtet und die gleiche
Verpflichtung auch gegenüber der italienischen
Zollbehörde übernimmt.

Zu diesem Zweck werden die Kraftfahrzeuge,
das Gepäck und die Waren, für die der er-
leichterte Durchgangsverkehr beansprucht wird,
in einem Durchgangsverzeichnis nach dem an-
geschlossenen Muster beschrieben, das die oben
vorgesehenen und unterfertigten Verpflichtungs-
erklärungen enthalten muß. In das Durchgangs-
verzeichnis sind auch die Namen der durch-
fahrenden Personen mit den erforderlichen An-
gaben aufzunehmen.

Im Durchgangsverzeichnis werden auch die
Namen der durchfahrenden Personen sowie die
Daten ihrer Reisepässe, bzw. bei Durchfahrt in
Autobussen im Linienverkehr jene ihrer Iden-
titätskarten eingetragen.

Das Durchgangsverzeichnis ist in vierfacher
Ausfertigung dem österreichischen Austrittszoll-
amt zu übergeben. Das österreichische Zollamt
vermerkt das Ergebnis seiner Kontrolle, die von
ihm angebrachten zollamtlichen Verschlüsse und
alle sonstigen für die Feststellung der Identität
des Kraftfahrzeuges, des Gepäcks und der Waren
nötigen Angaben in allen vier Ausfertigungen des
Durchgangsverzeichnisses. Das österreichische
Zollamt behält die erste Ausfertigung des Durch-
gangsverzeichnisses und übergibt die drei an-
deren Ausfertigungen der die Durchfuhr besor-
genden Person, die sie dem italienischen Ein-
trittszollamt vorzulegen hat. Dieses wird auf den
drei Ausfertigungen des Durchgangsverzeichnisses
das Ergebnis seiner Kontrolle und den Tag und
die Stunde vermerken, zu der die Durchfahrts-
erlaubnis erteilt wurde. Das italienische Eintritts-
zollamt behält die zweite Ausfertigung des
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Durchgangsverzeichnisses und gibt die dritte und
vierte Ausfertigung der die Durchfuhr besor-
genden Person mit dem Auftrag zurück, die
dritte Ausfertigung dem italienischen Austritts-
zollamt und die vierte dem österreichischen
Wiedereintrittszollamte zur zollamtlichen Kon-
trolle vorzulegen.

Artikel 6.

Das italienische Eintrittszollamt beschränkt sich
auf eine äußere Prüfung der vom österreichi-
schen Zollamt zollamtlich verschlossenen oder
auf andere Weise gekennzeichneten Gepäcks-
und Warenkolli. Es ist berechtigt, den vom
österreichischen Zollamte angebrachten zollamt-
lichen Verschlüssen eigene Siegel beizufügen, die
Gepäcks- und Warenkolli sowie die Gepäcks-
räume der Kraftfahrzeuge, die das österreichische
Zollamt zollamtlich nicht verschlossen haben
sollte, zu überprüfen und zu versiegeln. Das
italienische Austrittszollamt beschränkt sich auf
eine äußere Prüfung der Kolli, der zollamt-
lichen Verschlüsse und Siegel, hat jedoch das
Recht, die nicht zollamtlich verschlossenen oder
versiegelten Kolli und Gepäcksräume zu über-
prüfen. Für die Anbringung der Siegel hebt das
italienische Zollamt keine Gebühren ein.

Die von den Kraftfahrzeugführern und den
Reisenden über den in Italien zur Ein- und Aus-
fuhr zugelassenen Betrag mitgeführten Valuten
werden im Durchfahrtsverzeichnis vermerkt.

Die von den Kraftfahrzeugführern und den
Reisenden mitgeführten Fotoapparate werden
versiegelt und gleichfalls im Durchgangsver-
zeichnis vormerkt.

Kraftfahrzeuge, Gepäck und Waren sind beim
Durchfahren der im Artikel 1 bezeichneten
Strecke sowohl bei der Einfuhr in das italienische
Staatsgebiet als auch bei der Ausfuhr aus dem-
selben von jeglicher Zollgebühr, Abgabe oder
Steuer sowie von der Hinterlegung jeglicher Zoll-
kaution befreit.

Mit Ausnahme der oben erwähnten Erleich-
terungen unterliegen Kraftfahrzeuge, Gepäck,
Waren und Personen während der Durchfahrt
den italienischen Gesetzen. Die italienischen Be-
hörden sind berechtigt, alle jene Feststellungen
zu treffen, und alle jene Kontrollen vorzuneh-
men, die zur Gewährleistung der Beachtung der
Gesetze erforderlich sind. Falls diese Feststellun-
gen und Kontrollen einen Aufenthalt von erheb-
licher Dauer verursachen sollten, wird diese Zeit-
dauer von den italienischen Kontrollorganen im
Durchgangsverzeichnis vermerkt und der im
Artikel 1 vorgesehenen Höchstdauer hinzuge-
rechnet.
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Den Fahrern und den Reisenden ist es untersagt,
während der Durchfahrt andere Reisende auf-
zunehmen, Reisende abzusetzen oder Gepäck,
Waren oder andere Gegenstände zu- oder ab-
zuladen.

Artikel 7.

Zum Transport von Waren verwendete Last-
kraftwagen sind nur mit italienischer Begleitung
zum erleichterten Durchgangsverkehr zugelassen,
es sei denn, es handelt sich um Waren, die von
der österreichischen! Zollbehörde einzeln zollamt-
lich verschlossen sind oder um geschlossene
Wagen, die sich zur zollamtlichen Verschließung
eignen. In diesen Fällen können die Lastkraft-
wagen ohne Begleitung fahren, nachdem das
italienische Zollamt den österreichischen zollamt-
lichen Verschlüssen seine eigenen Siegel beige-
setzt hat.

Lastkraftwagen, die unter Begleitung fahren
müssen, werden täglich in Kolonnen zusammen-
gestellt, die an Werktagen um 9 Uhr und um
14 Uhr von den beiden Grenzstellen Brenner
(Brennero) und Sillian (Passo Drava) abfahren
werden. Die Begleiter können auf einem belie-
bigen Fahrzeug der Kolonne Platz nehmen. Auf
jeden Fall muß für die Begleiter ein Platz auf
dem ersten Kraftfahrzeug und ein Platz auf dem
letzten Kraftfahrzeug an der Seite des Fahrers
freigehalten werden.

Artikel 8.

Die italienischen Behörden sind berechtigt,
wegen triftiger Gründe sanitärer Art, wie An-
steckungsgefahr bei der Quarantäne unterliegen-
den Krankheiten im Sinne und gemäß Artikel 20
des durch das Washingtoner Abkommen vom
Jahre 1944 abgeänderten Haager Internationalen
Sanitätsabkommens für die Luftschiffahrt vom
Jahre 1933, die prophylaktischen Kontrollen und
die erforderlichen vorbeugenden Maßnahmen
durchzuführen, wie z. B. die Einschränkung und
auch die Einstellung des Durchgangsverkehrs.

Lebende Tiere, Rohstoffe tierischer Herkunft
und tierische Erzeugnisse, die bei der Einfuhr
nach Italien normalerweise der tierärztlichen Kon-
trolle unterliegen, werden durch die italienischen
Veterinärbehörden keiner Untersuchung unter-
zogen, sofern sie von einem Viehpaß oder einem
Ursprungszeugnis begleitet sind, worin die öster-
reichische Veterinärbehörde bestätigt, daß die
Tiere aus seuchenfreien Gemeinden stammen und
seuchenfrei sind, beziehungsweise daß die Roh-
stoffe und die Erzeugnisse tierischer Herkunft
von gesunden Tieren stammen.

Für die Beförderung von lebenden Pflanzen
und Pflanzenteilen auf der Durchfahrtsstrecke
werden Ursprungs- oder Gesundheitszeugnisse
nicht gefordert.
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Artikel 9.

Für Kraftfahrzeuge jeder Art, die nach den
österreichischen Gesetzen gegen Personen- und
Sachschaden Dritter versichert sind, wird keine
besondere Versicherung verlangt.

Die Österreichische Bundesregierung verpflichtet
sich, besondere Vorschriften zu erlassen, wonach
die österreichischen Versicherungsgesellschaften
verpflichtet werden, Vergütungen für Schäden, die
während der Durchfahrt gemäß des vorliegenden
Übereinkommens von bei ihnen versicherten
Kraftfahrzeugen an Personen oder an Sachen
Dritter zugefügt werden, in Italien auszuzahlen,
sofern diese ihren ständigen Wohnsitz in Italien
haben.

Für die Entscheidung von Rechtsstreiten aus
Vorfällen, die sich während der oben bezeichneten
Durchfahrt ereignen, sind die italienischen Zivil-
gerichte zuständig, ohne Rücksicht auf die Staats-
bürgerschaft und den Wohnsitz der an solchen
Rechtsstreiten beiteiligten Personen, außer es han-
delt sich um Rechtsstreite zwischen österreichischen
Staatsbürgern, die ihren Wohnsitz in Österreich
haben.

Artikel 10.

Zuwiderhandlungen gegen irgendeine der in
den vorstehenden Artikeln festgelegten Bestim-
mungen können den sofortigen Ausschluß von der
Durchfahrt und die Ungültigkeitserklärung der
Durchfahrtsgenehmigung der Person oder der
Personen nach sich ziehen, die sich der Zu-
widerhandlung schuldig gemacht haben, unbe-
schadet der Anwendung polizeilicher, straf- oder
zollgesetzlicher Maßnahmen. Der Ausschluß wird
den zuständigen österreichischen Behörden mitge-
teilt werden.

Die vorstehende Bestimmung schränkt das
Recht der italienischen Regierung nicht ein, jene
Maßnahmen und Straffolgen festzusetzen, welche
mit dem vorliegenden Übereinkommen nicht in
Widerspruch stehen und die für die Verkehrs-
disziplin auf der Strecke für den erleichterten
Durchgangsverkehr als notwendig erachtet
werden sollten.

Die Grenzzoll- und die Grenzpolizeidienst-
stellen der beiden Staaten werden sich zur Unter-
drückung von Mißbräuchen, zu denen die Durch-
fahrtserleichterungen führen sollten, gegenseitig
unterstützen, sowohl durch gegenseitige Mit-
teilung festgestellter Verstöße wie durch Zu-
sammenarbeit zur Ausforschung und Bestrafung
der Schuldigen und, nach Möglichkeit, zur Ein-
bringlichmachung geschuldeter Gebühren.

Artikel 11.

Die in dem vorliegenden Übereinkommen fest-
gelegten Bestimmungen finden ihre Anwendung
auch auf die in Österreich ansässigen italienischen
Staatsbürger.
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Die Österreichische Bundesregierung verpflichtet
sich, den in Frage kommenden italienischen
Staatsbürgern und ihren Kraftfahrzeugen für den
Austritt aus Nordtirol und den Eintritt nach Ost-
tirol und umgekehrt im erleichterten Durchgangs-
verkehr, gemäß dem vorliegenden Übereinkom-
men, die gleichen Erleichterungen zu gewähren,
die den österreichischen Staatsbürgern und den
österreichischen Kraftfahrzeugen eingeräumt
werden.

Artikel 12.

Von den Erleichterungen des vorliegenden
Übereinkommens sind militärische Kraftfahrzeuge
und, in Uniform, Angehörige der bewaffneten
Macht, der Polizei, Zollorgane und Angehörige
irgendwelcher anderer Formationen ausge-
schlossen.

Die Österreichische Bundesregierung verpflich-
tet sich, den Transport von Waffen, Munition
und Sprengmitteln vom erleichterten Durchgangs-
verkehr grundsätzlich auszuschließen.

Hievon sind allein zollamtlich verschlossene,
zu persönlichem Gebrauch bestimmte Jagdwaffen
samt der dazugehörigen Munition ausgenommen.

Artikel 13.

Der Tag des Inkrafttretens dieses Überein-
kommens wird durch den Notenwechsel der
beiden Regierungen bestimmt werden.

Dieses Abkommen ist auf unbestimmte Zeit
abgeschlossen. Es kann jedoch mit einjähriger
Frist, aber nicht vor Ablauf von drei Jahren
nach seinem Inkrafttreten, gekündigt werden.

Die Hohen vertragschließenden Teile ver-
pflichten sich, in diesem Falle innerhalb von
sechs Monaten nach erfolgter Kündigung ein
neues Abkommen im Sinne des Paragraph 3,
Punkt c, des österreichisch-italienischen Abkom-
mens vom 5. September 1946 abzuschließen.

Artikel 14.

Dieses Übereinkommen ist in zweifacher Aus-
fertigung in deutscher und italienischer Sprache
erstellt, deren beide Texte gleichmäßig authen-
tisch sind.

Geschehen zu Rom, am 9. November 1948.

Für die Österreichische Bundeisregierung:
G r u b e r m. p.

Für die Italienische Regierung:
S f o r z a m. p.

die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident dieses
Übereinkommen für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich dessen gewissenhafte
Erfüllung.
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Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeichnet,
vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Finanzen und vom
Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der
Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, den 1. Juni 1949.

Der Bundespräsident:

Renner

Der Bundeskanzler:

Figl

Der Bundesminister für Inneres:

Helmer:

Der Bundesminister für Finanzen:

Zimmermann

Der Bundesminister für die Auswärtigen Angelegenheiten:

Gruber

Gemäß den Bestimmungen des Artikels 13 hat am 6. Mai 1949 zwischen dem Generalsekretär
des italienischen Außenministeriums, Minister Vittorio Zoppi, und dem österreichischen Gesandten in
Rom, Dr. Johannes Schwarzenberg, folgender Notenwechsel stattgefunden:

Ü b e r s e t z u n g .

Ministerium für Auswärtige
Angelegenheiten
Der Generalsekretär

Segr. Pol. No. 508

Rom, 6. Mai 1949

Herr Minister,

Ich habe die Ehre, Euer Exzellenz zur Kenntnis
zu bringen, daß gemäß dem Einverständnis,
welches zwischen der dortigen Gesandtschaft und
diesem Ministerium mit den Verbalnoten n. 8251
vom 29. April d. J. und n. 213 vom 4. d. M. her.
gestellt wurde, die italienische Regierung be-
schlossen hat, den Zeitpunkt des Inkrafttretens
des in Rom am 9. November 1948 zwischen der
österreichischen Bundesregierung und der italie-
nischen Regierung abgeschlossenen Übereinkom-
mens zur Regelung des erleichterten Straßen-
durchgangsverkehrs zwischen Nordtirol und Ost-
tirol über italienisches Gebiet mit 10. d. M. fest-
zusetzen.

Genehmigen Herr Minister den Ausdruck meiner
vorzüglichen Hochachtung.

m. p. Zoppi.

Seiner Exzellenz
Johannes Schwarzenberg
außerordentlichem Gesandten
und bevollmächtigtem Minister
Österreichs
Rom
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N 219-Res/49 6. Mai 1949

Herr Generalsekretär,

Ich habe die Ehre, den Empfang der Note n.
Segr. Pol. 508 vom 6. Mai 1949 zu bestätigen, mit
welcher mir Eure Exzellenz freundlicherweise mit-
geteilt haben, daß gemäß dem Einverständnis,
welches zwischen dem d. o. Ministerium und dieser
Gesandtschaft mit den Verbalnoten n. 8251 vom
29. April d. J. und n. 213 vom 4. d. M. hergestellt
wurde, die italienische Regierung beschlossen hat,
den Zeitpunkt des Inkrafttretens des in Rom am
9. November 1948 zwischen der italienischen Re-
gierung und der österreichischen Bundesregierung
abgeschlossenen Übereinkommens zur Regelung
des erleichterten Straßendurchgangsverkehrs zwi-
schen Nordtirol und Osttirol über italienisches
Gebiet mit 10. d. M. festzusetzen.

Es ist mir angenehm, Eurer Exzellenz zu be-
stätigen, daß die österreichische Bundesregierung
mit der Entscheidung, welche von der italienischen
Regierung bezüglich des Zeitpunktes, von dem an
das gegenständliche Übereinkommen Anwendung
finden wird, einverstanden ist.

Genehmigen Herr Generalsekretär den Ausdruck
meiner vorzüglichen Hochachtung.

m. p. Dr. Schwarzenberg.

Seiner Exzellenz
Minister Graf Vittorio Zoppi
Generalsekretär des Ministeriums
für Auswärtige Angelegenheiten
in Rom

Auf Grund dieses Notenwechsels vom 6. Mai 1949 ist das zwischen der österreichischen Bundes-
regierung und der italienischen Regierung am 9. November 1948 abgeschlossene Übereinkommen
zur Regelung des erleichterten Straßendurchgangsverkehrs zwischen Nordtirol und Osttirol über
italienisches Gebiet am 10. Mai 1949 in Kraft getreten.

Figl

228.

(Übersetzung)

Luftverkehrsabkommen
zwischen der österreichischen Bundesregie-
rung und der Regierung der Niederlande.

Die österreichische Bundesregierung und die
Regierung der Niederlande, von dem Wunsche
geleitet, den zivilen Luftverkehr zwischen Öster-
reich und den Niederlanden zu fördern, schließen
hiemit das folgende Abkommen über den regel-
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mäßigen Luftlinienverkehr zwischen ihren beider-
seitigen Gebieten, der nachstehenden Bestim-
mungen unterliegen soll:

Artikel 1
Jeder vertragschließende Teil gewährt dem

anderen vertragschließenden Teile Rechte in dem
im Anhang dieses Abkommens angegebenen Aus-
maß zum Zwecke der Errichtung der dortselbst
beschriebenen (in der Folge „vereinbarte Luft-
verkehrslinien" genannten) Luftverkehrslinien.

Artikel 2
(1) Die vereinbarten Luftverkehrslinien können

sofort oder zu einem späteren Zei tpunkte nach
Wahl desjenigen vertragschließenden Teiles, dem
diese Rechte gewährt werden, in Betrieb ge-
nommen werden, aber nicht bevor a) der vertrag-
schließende Teil , dem die Rechte gewährt werden,
eine Luftverkehrsunternehmung oder mehrere
Luftverkehrsunternehmungen für den betreffenden
Flugweg oder die betreffenden Flugwege namhaf t
gemacht ha t und b) derjenige vertragschließende
Teil , der die Rechte gewährt , dieser Luftverkehrs-
unternehmung oder diesen Luftverkehrsunter-
nehmungen die erforderliche Betriebserlaubnis er-
teilt ha t [was vorbehaltlich der Bestimmungen des
Abs. (2) dieses Artikels und des Artikels 7 ohne
ungebührliche Verzögerung geschehen soll] ,

(2) Die namhaft gemachte Luftverkehrsunter-
nehmung oder die namhaft gemachten Luftver-
kehrsunternehmungen können verhalten werden,
den Luftfahrtbehörden jenes vertragschließenden
Teiles, der die Rechte gewährt , nachzuweisen,
daß sie imstande ist, beziehungsweise sind, die
Bedingungen zu erfüllen, die gemäß den üblicher-
weise von diesen Behörden für den Betrieb kom-
merzieller Luftverkehrsunternehmungen angewen-
deten Gesetzen und Vorschriften vorgesehen sind.

(3) In Gebieten, die militärisch besetzt oder von
Besatzungsmaßnahmen berühr t sind, unterliegt
die Betriebsaufnahme weiterhin, wo notwendig,
der Genehmigung der zuständigen militärischen
Behörden.

Artikel 3
Betriebsrechte, die zu einem früheren Zeitpunkt

von einem der vertragschließenden Teile einem
an diesem Abkommen nicht teilnehmenden Staate.
oder einer Luftverkehrsunternehmung gewährt
wurden, bleiben gemäß ihren Bestimmungen in
Kraft.

Artikel 4
Um einer benachteiligenden Behandlung vor-

zubeugen und um die Gleichmäßigkeit in der
Behandlung zu gewährleisten, wird vereinbart:
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a) Jeder der vertragschließenden Teile kann
für die Benützung von Flughäfen und anderen
Luftverkehrseinrichtungen angemessene und ge-
rechtfertigte Abgaben erheben oder genehmigen.
Jeder der vertragschließenden Teile erklärt sich
damit einverstanden, daß diese Abgaben die-
jenigen nicht übersteigen dürfen, welche von den
eigenen Luftfahrzeugen, die einem ähnlichen inter-
nationalen Luftverkehr dienen, für die Benützung
dieser Flughäfen und Luftverkehrseinrichtungen
entrichtet werden.

b) Brenn- und Schmierstoffe und Ersatzteile,
die durch einen vertragschließenden Teil oder
dessen Staatsangehörige in das Gebiet des anderen
vertragschließenden Teiles eingeführt oder dort
an Bord eines Flugzeuges genommen werden und
die ausschließlich für den Gebrauch durch Luft-
fahrzeuge jenes erstgenannten Teiles bestimmt
sind, werden hinsichtlich der von dem anderen
vertragschließenden Teil erhobenen Zollabgaben,
Untersuchungsgebühren oder sonstigen inlän-
dischen Abgaben oder Gebühren keiner ungün-
stigeren Behandlung unterliegen, als sie den
eigenen oder anderen ausländischen, im inter-
nationalen Luftverkehr tätigen Luftverkehrsunter-
nehmungen gewährt wird.

c) Die auf den vereinbarten Luftverkehrslinien
verwendeten Flugzeuge sowie Vorräte an Brenn-
und Schmierstoffen, die Ersatzteile, die normale
Ausrüstung und die Bordvorräte, die sich bei der
Ankunft im Gebiet oder beim Abflug aus dem
Gebiet eines vertragschließenden Teiles an Bord
von Zivilluftfahrzeugen jener Luftverkehrsunter-
nehmungen des anderen vertragschließenden Teiles
befinden, welche zum Betrieb von Luftverkehrs-
linien auf den im Anhang beschriebenen Flug-
wegen befugt sind, sind von Zollabgaben, Unter-
suchungsgebühren oder ähnlichen Abgaben oder
Gebühren befreit, selbst wenn derartige Vorräte
während des Fluges innerhalb des betreffenden
Gebietes von dem Luftfahrzeug gebraucht oder
verbraucht werden.

d) Die solcherart von Abgaben befreiten Güter
dürfen nur mit Bewilligung der Zollbehörden des
anderen vertragschließenden Teiles ausgeladen
werden. Diese Güter, welche wieder ausgeführt
werden müssen, haben bis zu ihrer Wiederausfuhr
unter Zollaufsicht zu verbleiben.

Artikel 5
Die von einem der vertragschließenden Teile

ausgestellten oder anerkannten Lufttüchtigkeits-
sowie Befähigungszeugnisse und Erlaubnisscheine
werden von dem anderen vertragschließenden
Teile für den Betrieb von Luftverkehrslinien auf
den im Anhang beschriebenen Flugwegen als gültig
anerkannt. Jeder der beiden vertragschließenden
Teile behält sich jedoch das Recht vor, den seinen
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eigenen Staatsangehörigen von einem anderen
Staate ausgestellten Befähigungszeugnissen und
Erlaubnisscheinen zum Überfliegen seines eigenen
Gebietes die Anerkennung zu versagen,

Artikel 6

a) Die Gesetze und Vorschriften eines vertrag-
schließenden Teiles, die den Ein- und Ausflug der
im internationalen Luftverkehr verwendeten Luft-
fahrzeuge in sein, beziehungsweise aus seinem
Gebiet oder den Betrieb und die Führung solcher
Luftfahrzeuge während ihres Aufenthaltes in
seinem Gebiet betreffen, sind auf Luftfahrzeuge
jedes vertragschließenden Teiles ohne Unterschied
der Nationalität anzuwenden und von diesen
Luftfahrzeugen beim Einflug oder Ausflug sowie
während des Aufenthaltes innerhalb des Gebietes
des erstgenannten Teiles zu beachten.

b) Die Gesetze und Vorschriften eines vertrag-
schließenden Teiles, die den Ein- und Ausflug von
Fluggästen, Besatzungen oder Waren in Luftfahr-
zeugen nach und aus seinem Gebiet betreffen, wie
die Vorschriften über Eintritt, Abfertigung, Ein-
wanderung, Pässe, Zoll und Quarantäne, sind
durch oder in bezug auf die Fluggäste, Be-
satzungen und Waren der namhaft gemachten
Luftverkehrsunternehmung oder Luftverkehrs-
unternehmungen des anderen Teiles während des
Aufenthaltes innerhalb des Gebietes des erst-
genannten Teiles zu beachten.

Artikel 7

Jeder der vertragschließenden Teile behält sich
das Recht vor, die Ausübung der im Anhang
dieses Abkommens umschriebenen Rechte durch
eine von dem anderen vertragschließenden Teile
namhaft gemachte Luftverkehrsunternehmung zu
versagen oder einzustellen, falls nicht nachgewiesen
erscheint, daß das überwiegende Eigentumsrecht
und die tatsächliche Verfügungsgewalt Staats-
angehörigen eines der vertragschließenden Teile
zusteht, oder wenn eine solche Luftverkehrsunter-
nehmung die Gesetze der Staaten, über deren
Gebieten sie ihren Betrieb führt, nicht gemäß dem
vorstehenden Artikel 6 einhält oder den aus
diesem Abkommen sich ergebenden Verpflich-
tungen nicht nachkommt.

Artikel 8

Wenn einer der beiden vertragschließenden
Teile es für wünschenswert erachtet, eine oder
mehrere Bestimmungen des Anhanges dieses Ab-
kommens abzuändern, können diese Abänderungen
im unmittelbaren Einverständnis zwischen den
zuständigen Luftfahrtbehörden der vertragschlie-
ßenden Teile vorgenommen werden.
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Artikel 9

Meinungsverschiedenheiten zwischen den ver-
tragschließenden Teilen hinsichtlich der Auslegung
oder Anwendung dieses Abkommens oder des
Anhanges sind zur Entscheidung einem von ihnen
gemeinsam eingesetzten Schiedsgerichte oder einer
anderen Person oder Körperschaft vorzulegen.
Die vertragschließenden Teile verpflichten sich,
die getroffene Entscheidung zu befolgen.

Artikel 10

Jeder der beiden vertragschließenden Teile
kann, ; falls er dieses Abkommen zu beenden
wünscht, dies jederzeit dem anderen anzeigen.
Wenn eine solche Anzeige erfolgt, tritt dieses
Abkommen zwölf Monate nach dem Tage des
Erhaltes der Kündigung durch den anderen ver-
tragschließenden Teil außer Kraft, sofern nicht
die Anzeige der Kündigung einverständlich vor
Ablauf dieses Zeitraumes zurückgezogen wird.

Artikel 11

Dieses Abkommen tritt am Tage seiner Unter-
zeichnung in Kraft.

Geschehen zu Wien, am 22. Jänner 1948.

Für die österreichische Bundesregierung:

Gruber m. p.

Übeleis m. p.

Für die Regierung der Niederlande:

F. d'Ansembourg m. p.

Anhang
zu dem Luftverkehrsabkommen zwischen
der österreichischen Bundesregierung und der

Regierung der Niederlande.

1. Den von der Regierung der Niederlande
namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmungen
wird das Recht zum Durchflug und zu nicht-
kommerziellen Landungen sowie das Recht, im
internationalen Verkehr Fluggäste, Post und
Waren an den für den internationalen Luftver-
kehr zugelassenen Punkten innerhalb des öster-
reichischen Gebietes aufzunehmen und abzusetzen,
auf folgenden Flugwegen in beiden Richtungen
gewährt:

a) Niederlande nach Wien und Punkten dar-
über hinaus, entweder direkt oder über
Zwischenpunkte;

b) Niederlande über Prag nach Wien und
Punkten darüber hinaus;
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c) Niederlande nach Linz oder Salzburg über
Zwischenpunkte und nach Punkten darüber
hinaus.

2. Den von der österreichischen Bundesregierung
namhaft gemachten Luftverkehrsunternehmungen
wird auf zu einem späteren Zeitpunkt zwischen
den vertragschließenden Teilen zu vereinbarenden
Flugwegen das Recht zum Durchflug und zu nicht-
kommerziellen Landungen sowie das Recht, im
internationalen Verkehr Fluggäste, Post und
Waren an den für den internationalen Luftver-
kehr zugelassenen Punkten innerhalb des nieder-
ländischen Gebietes aufzunehmen und abzusetzen,
gewährt.

Das vorstehende Regierungsübereinkommen ist gemäß seinem Artikel 11 am 22. Jänner 1948
in Kraft getreten.

Figl
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